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Begriindung zur
Verordnung zur Anderung der Bioabfallverordnung und

der Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung

I. Allgemeiner Teil

1. Ausgangslage

Mit der im Jahre 1998 in Kraft getretenen Bioabfallverordnung (BioAbfV) wurde auf der
Grundlage des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) der rechtliche Rahmen zur
umweltvertraglichen Verwertung von getrennt erfassten Abfallen mit hohen organischen An-
teilen (Bioabfalle) auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gartnerisch genutzten Boden
geschaffen. In der BioAbfV wurden insbesondere hdchstzuldssige Schadstoffgehalte, Auf-
bringungshéchstmengen, Anforderungen an die Seuchen- und Phytohygiene sowie Qualitats-
kontrollen, Dokumentations- und Nachweispflichten festgelegt, um negative Auswirkungen
der Bioabfallverwertung auf Boden, Tiere oder Pflanzen durch Schadstoffe oder Krankheitser-
reger weitestgehend zu vermeiden. Gleichzeitig sollte die Akzeptanz bei den Abnehmern (ins-
besondere Landwirtschaft, Gartenbau) der seinerzeit im Wesentlichen durch Kompostierung

behandelten Bioabfalle gesteigert werden.

Seit 1990 ist die getrennte Erfassung und Verwertung von Bioabfdllen im Rahmen der Sied-
lungsabfallentsorgung deutlich angestiegen. Wahrend die Sammlung von Bioabfallen im Jahr
1990 noch bei knapp 1 Mio. t/Jahr lag, wurden im Jahr 1998 bereits ca. 6 Mio. t /Jahr und im
Jahr 2003 rd. 12 Mio. t Bioabfalle (aus der Biotonne, biologisch abbaubare Garten- und Park-
abfélle, Marktabfalle, Abfalle aus der Landwirtschaftlich) getrennt erfasst.
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Die Behandlung der Bioabfélle erfolgte anfangs vor allem in Kompostierungsanlagen. Nach
Inkrafttreten der BioAbfV etablierte sich auch die Vergarung der Bioabfalle - oftmals zusam-
men mit anderen biologisch abbaubaren Materialien - in Biogasanlagen; diese Entwicklung
erfuhr einen weiteren Schub nach Inkrafttreten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Aus den
Bioabfallen werden jahrlich 4 Mio. t Bioabfallkomposte und 2,6 Mio. t Bioabfallgarsubstanzen

hergestellt.

Aufgrund neuer und gednderter rechtlicher Vorschriften (Verordnung [EG] 1774/2002 mit
Hygienevorschriften fir nicht flir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenpro-
dukte, Dingemittelverordnung), Praxiserfahrungen seit Inkrafttreten der Verordnung und
neuer Forschungsergebnisse zur Hygienisierung von Bioabfallen muss die BioAbfV liberarbei-
tet werden. Dies betrifft Anhang 1 (Liste der verwertbaren Materialien) und Anhang 2 (Hy-
gienisierungsvorgaben) sowie die entsprechenden Regelungen im verfligenden Teil der Ver-
ordnung. AuBerdem zeigte sich ein Aktualisierungsbedarf im Hinblick auf die in Anhang 3

genannten Normen.

Das Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) hatte Uberar-
beitungsvorschlage zu den Anhangen 1 und 2 BioAbfV in einer fachlichen Vorbesprechung
den Landern, kommunalen Spitzenverbanden, Wissenschaft, Fachverbanden, usw. vorge-

stellt und in die fachliche Diskussion gegeben.

Des Weiteren sind Beschllsse der 67. Umweltministerkonferenz vom 26./27.10.2006 und der
Agrarministerkonferenz vom 29.09.2006 zu berticksichtigen, welche nach Identifizierung mit
Perfluorierten Tensiden (PFT) belasteter landwirtschaftlicher Fldachen und Gewasser aufgrund
der Aufbringung belasteter Abfallgemische gefasst worden waren. Darin wurde die Bundes-
regierung gebeten zu priifen, inwieweit durch eine Novelle der Bioabfallverordnung und der
Dingemittelverordnung gewahrleistet werden kann, dass Abfallgemische zur landbaulichen
Verwertung nur aus solchen Bestandteilen hergestellt werden, deren unvermischte Bestand-
teile, jeweils flr sich gesehen, liickenlos bis zum Ort des Anfalls riickverfolgt werden kénnen

und als unbedenklich im Sinne der Bioabfall- und Diingemittelverordnung zu bewerten sind.

Ein hieraus fir die Novellierung der BioAbfV erarbeitetes Arbeitspapier mit vollstdndigem Ver-
ordnungstext und Begriindung wurde in eine fachliche Diskussion mit dem Bundesministeri-
um flir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV), den Landern, kommuna-
len Spitzenverbanden und Fachverbanden gegeben. Die hiernach abgegebenen Stellung-

nahmen wurden fiir den Entwurf dieser Anderungsverordnung ausgewertet.



2. Eckpunkte der Novellierung

Mit der Anderungsverordnung werden die BioAbfV novelliert (Art. 1) und Folgeanpassungen

in der Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung (TierNebV) vorgenommen (Art. 2).

Der verfiigende Teil der BioAbfV wird zunéchst entsprechend der Anderungen der Anhange 1

und 2 (s. nachstehend) angepasst.

Des Weiteren werden Anderungen zur Umsetzung der Beschliisse der Umweltministerkonfe-
renz und Agrarministerkonferenz nach den Verwendungen PFT-belasteter Gemischmateria-
lien auf landwirtschaftliche Flachen vorgenommen. Hierzu hatte im November 2006 eine ers-
te Besprechung auf Fachebene zwischen BMU, BMELV und den hauptsachlich betroffenen
Landern stattgefunden. Die hieraus resultierenden aus Umwelt- und Vorsorgegesichtspunk-
ten erforderlichen Anderungen finden sich insbesondere in der Anderung der Begriffsbe-
stimmung ,,Gemische" und den hiermit zusammenhangenden Bestimmungen im Hinblick auf
eine Einschrankung der zulassigen Einsatzmaterialien (§ 2 Nr. 5, § 5), dem neu eingefiihrten
Zustimmungserfordernis der zustandigen Behdrde fiir die Abgabe bestimmter Bioabfalle zur
Verwertung im Rahmen dieser Verordnung (§ 9a) sowie der Uberarbeitung der Dokumenta-
tions- und Nachweispflichten flir Bioabfallbehandler, Gemischhersteller, Zwischenhandler und
teilweise auch fiir Flachenbewirtschafter (§ 11).

Bei den sich hieraus ergebenden erhéhten und verscharften Dokumentations- und Nach-
weispflichten sind - wie bereits in der bislang geltenden BioAbfV - ebenfalls Erleichterungen
fur Mitglieder einer Glitegemeinschaft einbezogen worden, um die Verwendung giitegesi-

cherter Bioabfallkomposte und -garriickstande/-garsubstrate zu férdern.

SchlieBlich werden neben redaktionellen und klarstellenden Anderungen auch Punkte aus
den von Bund und Landern erarbeiteten ,Hinweise zum Vollzug der BioAbfV" vom August
2000 sowie im Laufe der Jahre an das BMU abgegebene Mitteilungen und Stellungnahmen

von Landern, Fachverbanden und Wirtschaft einbezogen.

Anhang 1 BioAbfV (Liste der fiir eine Verwertung auf Fldchen grundsatzlich geeigneten Bio-

abfalle sowie grundsétzlich geeigneten anderen Abfalle, biologisch abbaubaren Materialien

und mineralischen Stoffe) ist an neue und geanderte Rechtsvorschriften (Verordnung [EG]

1774/2002, Dingemittelverordnung) sowie an Praxiserfahrungen angepasst worden.
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Im Zuge der nationalen Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 mit Hygienevor-
schriften flr nicht flir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte wurde
die Ausschlussbestimmung im KrW-/AbfG fiir die Materialien tierischen Ursprungs (tierische
Nebenprodukte) entsprechend geandert (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 1a KrW-/AbfG). Da die Regelun-
gen der EG-Verordnung und der nationalen Durchfiihrungsbestimmungen weitergehend sind
als das bisherige nationale Tierkdrperbeseitigungsrecht, unterfallen - im Vergleich zum alten
Recht - weitere Materialien tierischen Ursprungs nicht mehr dem Abfallrecht und damit auch
nicht mehr der BioAbfV. Im Ergebnis unterliegen nur noch wenige Materialien tierischen Ur-
sprungs, die vom Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 nicht erfasst sind,
weiterhin als Bioabfall der BioAbfV.

Daneben fiihrt die im Jahre 2003 neugefasste Diingemittelverordnung (DUMV) zu einer Er-
weiterung mdglicher zulassiger Bioabfalle und Zuschlagstoffe flir die Verwertung im Rahmen
der BioAbfV, da in der DUMV bei den zuldssigen Ausgangsmaterialien nicht mehr zwischen
Abfall und Nicht-Abfall unterschieden wird.

Zudem hatte der Bundesrat anlasslich seiner Zustimmung zur DUMV die Bundesregierung mit
einer EntschlieBung aufgefordert, mdglichst gleich lautende Beschreibungen in den diinge-

mittel- und abfallrechtlichen Stofflisten vorzunehmen.

Anhang 2 BioAbfV (Anforderungen an die Behandlung und die behandelten Bioabfalle zur

Gewadhrleistung der seuchen- und phytohygienischen Unbedenklichkeit) wurde im Lichte von

Forschungsergebnissen und Praxiserfahrungen - insbesondere hinsichtlich Vergarungsanla-
gen (Biogasanlagen) - neugefasst.

Bei den seinerzeit durch eine Expertengruppe erarbeiteten seuchen- und phytohygienischen
Anforderungen fir die BioAbfV (1998) konnte fiir die Kompostierung von Bioabféllen auf ei-
nen bereits gut untersuchten Bereich, niedergelegt im LAGA-Merkblatt M 10, zurtickgegriffen
werden. Dagegen wurde fiir die Behandlung von Bioabfallen in Vergarungsanlagen (Biogas-
anlagen) Neuland betreten. Hierfir wurden die Anforderungen der Kompostierung tbertra-
gen und soweit bekannt flr die spezifischen Gegebenheiten der Vergarung modifiziert.
Hierzu hatte der Bundesrat anlasslich seiner Zustimmung zur BioAbfV die Bundesregierung
mit einer EntschlieBung aufgefordert, die Probenahme- und Analysevorschriften fiir die Seu-

chen- und Phytohygiene wissenschaftlich-technisch abzusichern und zu Uberarbeiten.

In der Folgezeit zeigte sich - auch bedingt durch die nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
schnell steigende Anzahl von Biogasanlagen -, dass die Anforderungen an die Hygienisierung

der Bioabfalle durch anaerobe Behandlung den spezifischen Erfordernissen der Vergarungs-
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verfahren nicht hinreichend genligten. Dies fiihrte im Vollzug dazu, dass bei der Bioabfall-
vergarung zunehmend von der Ausnahmemaglichkeit der BioAbfV von den Hygienisierungs-

anforderungen Gebrauch gemacht werden musste.

Das Bundesministerium flir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) hatte daher
kurze Zeit nach der Verkiindung der BioAbfV mehrere Forschungsvorhaben zur Frage der
Hygienisierung der Bioabfalle in Vergarungsanlagen initiiert bzw. vergeben. Des Weiteren
haben Bund und Lander mit Vollzugshinweisen zur BioAbfV Hilfsvorgaben und ErsatzmaB-
nahmen u.a. fir die Hygienisierung der Bioabfalle durch Vergarung fir die Falle erarbeitet, in
denen wegen anlagenspezifischer Gegebenheiten oder anderweitiger Situationen im Einzelfall
die Einhaltung der Hygienisierungsvorgaben nur mit unverhaltnismaBigem Aufwand bzw. gar
nicht mdglich war. Mit Vergabe des letzten Forschungsvorhabens wurde eine begleitende
Arbeitsgruppe ,Hygiene-Priifsystem fiir Vergarungsanlagen und Umsetzung der Ergebnisse"
beim Kuratorium flir Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e.V. (KTBL) mit der Auf-
gabe eingerichtet, die Ergebnisse aus dem laufenden und bereits abgeschlossenen For-
schungsvorhaben fiir die Hygienisierung der Bioabfalle in Vergdarungsanlagen (Biogasanla-
gen) zusammenzutragen, zu bewerten und einen Anderungsvorschlag fiir Anhang 2 BioAbfV

auszuarbeiten.

Anhang 3 BioAbfV (Vorgaben zur Analytik [Probenahme, Probevorbereitung und Untersu-

chung von unbehandelten und behandelten Bioabféllen]) ist im Hinblick auf die genannten

Normen Uberpriift worden. Dabei zeigte sich, dass zahlreiche Normen, Methodenbiicher und
Merkblatter zwischenzeitlich gréBtenteils aktualisiert und teilweise sogar aufgehoben worden

waren.

Anhang 4 (Lieferschein gemaB § 11 Abs. 2 BioAbfV) wird nach der vorangegangenen fachli-

chen Diskussion mit Landern, Fachbehérden und Fachverbanden in die BioAbfV neu aufge-
nommen. Dabei ist der von Bund und Landern fiir die ,,Hinweise zum Vollzug der BioAbf\V*"
vom August 2000 erarbeitete Musterlieferschein zugrunde gelegt und an die novellierten Be-

stimmungen angepasst worden.

Trotz des Umfangs der Novellierung, welcher hauptséchlich in der Neufassung und Uberar-
beitung der Anhange begriindet ist, bleiben die Struktur und die wesentlichen materiellen
Anforderungen der BioAbfV unverandert.

Nach diesen und den bereits in der Vergangenheit erfolgten Anderungen der BioAbfV ist eine

Neubekanntmachung der Verordnung in der aktuellen Fassung vorgesehen.



In der TierNebV werden die Verweise auf die novellierte Fassung des Anhangs 2 BioAbfV als

Folgedanderungen angepasst.

3. Finanzielle Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte
a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

[wird noch ausgefiihrt]

b) Vollzugsaufwand

[wird noch ausgefiihrt]

4. Kosten- und Preiswirkungen

[wird noch ausgefiihrt]

5. Biirokratiekosten

[wird noch ausgefiihrt]

II. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 - Anderung der Bioabfallverordnung

Zu Nr. 1 - Anderung § 1 BioAbfV

a) Anderung § 1 Abs. 3
Die Anderungen in Absatz 3 des § 1 beinhalten im Wesentlichen Anpassungen zur Abgren-

zung des Anwendungsbereichs der BioAbfV:

aa) In Nummer 2 des § 1 Abs. 3 werden einige Umformulierungen - ohne materiellen Ande-
rungsgehalt - vorgenommen (diese Klarstellungen erfolgen auch in weiteren Vorschriften der
BioAbfV). So wird der stoffliche Bezug auf ,pflanzlich® oder ,tierisch® nunmehr mit ,,Ur-
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sprung" (bisher ,Herkunft") bezeichnet, um diese Begrifflichkeit mit der an anderen Stellen
der Verordnung verwendeten ,Herkunft" in sachlichem oder 6rtlichem Sinne (s. z.B. § 3 Abs.
3 Satz 2 - ,Art, Beschaffenheit und Herkunft") klarer abzugrenzen. Mit der Umformulierung
von ,betriebseigenen Flache" zu ,selbst bewirtschafteten Betriebsflachen™ wird verdeutlicht,
dass alle Flachen, die im Rahmen des Betriebs bewirtschaftet werden, von den Regelungen
erfasst werden, unabhangig davon, ob sie im Eigentum des Betriebs stehen oder nicht (z.B.
gepachtete Flachen). Daneben wird dargelegt, dass im Rahmen der Eigenverwertung auch
das Verbot der Aufbringung von Bioabfall und Klarschlamm innerhalb des Aufbringungszeit-

raums auf derselben Flache zu beachten ist.

bb) Mit der neuen Nummer 3a in § 1 Abs. 3 wird der Geltungsbereich der BioAbfV gemal der
gesetzlichen Regelung des § 2 Abs. 2 Nr. 1a KrW-/AbfG eingegrenzt; danach gelten die Be-
stimmungen der BioAbfV nicht flir tierische Nebenprodukte, die unter den Anwendungsbe-
reich der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 fallen.

Dabei ist zu berticksichtigen, dass mit der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 - i.V.m. den natio-
nalen Durchflihrungsbestimmungen - ausschlieBlich Materialien tierischen Ursprungs beregelt
werden (tierische Nebenprodukte, vgl. Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung [EG] Nr. 1774/2002).
Einige Materialien tierischen Ursprungs unterliegen der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 je-

doch nur in bestimmten Fallen (z.B. Kiichen- und Speiseabfalle tierischen Ursprungs, die in
einer Biogas- oder Kompostierungsanlage verwendet werden; vgl. Artikel 1 Abs. 2 Buchst. e
Nr. iii der Verordnung [EG] Nr. 1774/2002). Abfallmaterialien tierischen Ursprungs, die vom
vorgenannten Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 nicht erfasst sind,
sowie alle biologisch abbaubaren Abfdlle pflanzlichen Ursprungs unterliegen weiterhin den

Regelungen des KrW-/AbfG und bei Verwertung (Aufbringung) auf Boden im Rahmen des
Anwendungsbereichs der BioAbfV.

b) Anderung § 1 Abs. 4
Mit dem angefiigten Satz wird im Hinblick auf den Eingangstext in Art. 5 Abs. 1 und Art. 6
Abs. 1 der Verordnung (EG) 1774/2002 klargestellt, dass in den Fallen der - grundsatzlich

moglichen - gemeinsamen Verwertung von bestimmten tierischen Nebenprodukten und Bio-
abfallen stets die Vorgaben beider Verordnungen gelten. Dies bedeutet auch, dass bei paral-
lelen Bestimmungen zu seuchenhygienisch relevanten Tatbestanden, Sachverhalten und Vor-
gangen die jeweils strengere Regelung der beiden Verordnungen anzuwenden ist. Dabei ist
unerheblich, zu welchen Anteilen tierische Nebenprodukte und Bioabfalle zusammen verwer-

tet werden.
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Mit dieser Bestimmung wird einem Beschluss des Bundesrates Rechnung getragen (BRat
Drs. 364/06 [Beschluss] 07.07.2006).

Zu Nr. 2 - Anderung § 2 BioAbfV

a) Anpassung § 2 Nr. 1 - Begriffsbestimmung Bioabfall

Im ersten Teilsatz der Nr. 1 in § 2 werden Pilzmaterialien als Ursprungsstoff von Bioabfallen
aufgenommen, um auch die bereits in der geltenden Fassung des Anhang 1 aufgefiihrten
Pilz-Bioabfalle in der Begriffsbestimmung zu erfassen. Des Weiteren wird beriicksichtigt, dass
in Anhang 1 Nr. 1 (Bioabfalle) auch Abfélle mit hohem organischen Anteil enthalten sind, die
mineralischen bzw. fossilen Ursprungs sind und erst durch Nutzung des vorhergehenden Pro-
dukts mit einem hohen und liberwiegenden organischen Anteil tierischen oder pflanzlichen
Ursprungs beladen werden (Filter- und Aufsaugmassen, wie entélte Bleicherde, Kieselgur,
Aktivkohle, Perlite usw.) oder bei denen bereits das vorhergehende Produkt aus gemischten
Rohstoffen besteht (biologisch abbaubare Kunststoffe aus tiberwiegend nachwachsenden
Rohstoffen).

a), b), ¢) Anpassung und Einfligung § 2 Nrn. 2, 2a, 2b und 4 - Begriffsbestimmungen Be-

handlung, behandelte Bioabfalle

In Folge des neugefassten Anhangs 2 werden die Begriffsbestimmungen durch Anderungen
der Nrn. 2 und 4 sowie die Einfligung der neuen Nrn. 2a und 2b in § 2 angepasst. Im neuge-
fassten Anhang 2 werden die Behandlungsverfahren nunmehr ausschlieBlich unter Hygieni-
sierungsgesichtspunkten ohne Beriicksichtigung einer gleichzeitigen biologischen Stabilisie-
rung geregelt. Wie in der bisherigen BioAbfV wird auch in der novellierten Fassung der
Grundsatz beibehalten, dass Bioabfalle vollstandig behandelt, also hygienisiert und biologisch
stabilisiert, verwertet (aufgebracht) werden diirfen. Im Hinblick auf die Regelungen zur Hy-
gienisierung (vgl. § 3) und biologischen Stabilisierung (vgl. § 3a) der Bioabfalle sind die Be-
griffsbestimmungen entsprechend aufzuteilen. Dabei schlieBen die aeroben und anaeroben
Hygienisierungsverfahren nach Anhang 2 (Kompostierung und Vergarung) gleichzeitig die
biologische Stabilisierung der Bioabfalle ein (weitere Ausfiihrungen s.u. zu Nrn. 3 und 18).
Des weiteren wird in Nr. 4 des § 2 (Abgrenzung Vermischung von Gemischherstellung) nun-
mehr auf Anhang 1 Nr. 2 verwiesen, in dem die flir eine Verwertung mit Bioabfdllen geeigne-
ten Materialien aufgeftihrt sind (z.B. flir Kofermentation). Im Hinblick auf die ,Nicht-Bio-
abfalle"™ ist die BioAbfV flir deren gemeinsamer Verwertung mit Bioabfallen abschlieBend,
d.h. zusammen mit Bioabfallen ist die Verwendung, Behandlung und Aufbringung anderer als

in Anhang 1 Nr. 2 aufgeflihrte Materialien nicht zulassig.



c) § 2 Nr. 5und Nr. 6

Anderung Begriffsbestimmung Gemische

In § 2 Nr. 5 wird zundchst hinsichtlich der zuldssigen Gemischmaterialien auf den neugefass-
ten Anhang 1 Nr. 2 verwiesen, um die Begriffsbestimmung um die bislang einzeln aufgefiihr-
ten Stoffe zu entfrachten. In Anhang 1 Nr. 2 sind alle Materialien aufgenommen, die filr eine
gemeinsame Verwertung mit Bioabféllen im Rahmen der Verordnung geeignet sind. Dies sind
biologisch nicht abbaubare Abfélle, sowie biologisch abbaubare und mineralische Materialien,
die keine Abfélle sind bzw. nicht dem Abfallrecht unterliegen. Im Hinblick auf die , Nicht-Bio-
abfalle" ist die BioAbfV flir die Gemischherstellung abschlieBend, d.h. andere als in Anhang 1
Nr. 2 aufgefiihrte Materialien dirfen nicht fur eine Gemischherstellung zusammen mit Bioab-
fallen verwendet werden.

Weiterhin wird klargestellt, dass die Gemischherstellung mit unbehandelten und - neu einge-
fugt in Folge des neugefassten Anhangs 2 - nicht vollstandig behandelten Bioabfallen auf die
Falle des § 10 beschrankt ist (§ 10 ist die zentrale Regelung fiir die Verwertung unbehandel-
ter und nicht vollsténdig behandelter Bioabfalle).

SchlieBlich werden im Vergleich zur bisher geltenden Verordnung bereits hergestellte Gemi-
sche als zulassiges Einsatzmaterial zur Gemischherstellung in der Begriffsbestimmung gestri-
chen, da dies zu unkontrollierbaren Verwendungen von nicht geeigneten Stoffen flihren kann
(Berticksichtigung 0.g. Beschliisse der Umweltministerkonferenz und Agrarministerkonferenz
nach den Verwendungen PFT-belasteter Gemischmaterialien auf landwirtschaftliche Flachen).
Hiervon ausgenommen ist die Mischung eines bereits hergestellten Gemischs mit Kalk im
Rahmen der Aufbringung. Damit bleibt insbesondere die in der Praxis bei der Aufbringung
erforderliche Zumischung von Kalk zu Garresten, welche aus verschiedenen Herkiinften beim
Flachenbewirtschafter beispielsweise in einen Lagerbehalter gefiillt werden und damit bereits

zu einem Gemisch werden, weiterhin maoglich.

Anderung Begriffsbestimmung Eigenverwertung

Satz 2 wird gestrafft; die bislang enthaltene Einschrankung auf Komposte bei der Eigenver-
wertung von im Rahmen gartnerischer Dienstleistungen angefallenen pflanzlichen Bioabfallen

ist fachlich nicht begriindet und wird daher gestrichen.

Zu Nr. 3 - Neufassung § 3 BioAbfV

Die Vorschriften des § 3 sind im Wesentlichen an den neugefassten Anhang 2 angepasst

worden.
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In § 3 werden die Anforderungen nunmehr ausschlieBlich flir die Hygienisierung der Bioabfal-
le geregelt. Mit der Trennung der Vorgaben fiir die Hygienisierung und biologischen Stabili-
sierung wird auch der Praxis Rechnung getragen, wonach beispielsweise Bioabfalle einer
Pasteurisierung unterzogen werden und anschlieBend in mesophil betriebenen Biogasanlagen
- oftmals zusammen mit anderen Materialien - kofermentiert (biologisch stabilisiert) werden.
Dabei bleibt es bei dem Grundsatz, dass Bioabfalle unabhdngig von weiteren Verwendungen/
Behandlungen zu hygienisieren sind; dies kann beispielsweise durch eine anaerobe Behand-

lung im mesophilen Temperaturbereich allein nicht erreicht werden.

In Absatz 1 wird zur Klarstellung die Beriicksichtigung des § 10 eingefiigt, wonach in An-
hang 1 Nr. 1 genannte oder von der zustandigen Behorde zugelassene Bioabfalle von Be-
handlungs- und/oder Untersuchungsvorgaben ausgenommen sind. Der bisherige Satz 2 des
§ 3 Abs. 1 ist nach der Neuregelung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsrechts (iber-
flissig geworden und daher gestrichen worden.

Mit dem neu eingefligten Absatz 2a wird - korrespondierend zu § 3a Abs. 2 - bestimmt, dass
eine hygienisierende Behandlung von Bioabféllen tierischen Ursprungs auf landwirtschaftli-
chen Betrieben mit Nutztierhaltung nicht zuldssig ist. Damit erfolgt eine materiell-rechtliche
Anpassung an das Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsrecht, wonach tierische Nebenpro-
dukte auf nutztierhaltenden Betrieben nur dann aerob oder anaerob behandelt werden diir-
fen, wenn die Materialien vorher auBerhalb dieses Betriebes pasteurisiert worden sind. Da
nach der BioAbfV eine Hygienisierung der Bioabfalle nicht nur durch Pasteurisierung erfolgen
kann, ist flir die Bioabfalle tierischen Ursprungs somit generell eine hygienisierende Behand-
lung auf nutztierhaltenden Betrieben auszuschlieBen.

In Absatz 3 Satz 1 wird klargestellt, dass die Hygienisierung der Bioabfalle (einschl. mitbe-
handelter anderer Materialien, s.u. zu Absatz 10) nach den - erfolgreich gepriiften - Festle-
gungen des Anhangs 2 und ggf. sich aus den Priifungen ergebenden zusatzlichen Vorgaben
durchzuflihren ist, um die seuchen- und phytohygienische Unbedenklichkeit sowohl nach der
Behandlung als auch bei der Aufbringung (Vermeidung von Rekontamination) zu gewahrleis-
ten.

Die Mdglichkeit in Satz 2, Ausnahmen von den in Anhang 2 enthaltenen Anforderungen zuzu-
lassen, wird eingeschrankt.

Die bisher in der BioAbfV enthaltene generelle Ausnahmemdglichkeit trug aufgrund Verhalt-
nismaBigkeitsiiberlegungen insbesondere dem seinerzeitigen Umstand Rechnung, dass Ver-

garungsanlagen oftmals nicht die erforderlichen baulichen Ausflihrungen aufwiesen, um die
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»direkte Prozessprifung" (Inbetriebnahmepriifung) durchzuflihren. Damit diese Vergarungs-
anlagen nicht mit einem Schlag stillgelegt werden mussten, konnten Ausnahmen unter Be-
rlicksichtigung der kurze Zeit spater verdffentlichten Hinweise zum Vollzug der BioAbfV zuge-
lassen werden. Hierflr ist zwischenzeitlich kein Bedarf mehr vorhanden, flir neu errichtete
Behandlungsanlagen bestand seit Inkrafttreten der BioAbfV im Jahre 1998 eine ausreichende
Ubergangszeit, sich auf die vollstandigen Anforderungen des Anhangs 2 einzustellen. Dage-
gen soll fir Kleinanlagen im Wege der VerhaltnismaBigkeit weiterhin die Moglichkeit dieser
Ausnahme offen gehalten werden.

Die Mdglichkeit, Ausnahmen zuzulassen, gilt mithin nur noch fiir kleine Kompostierungs- und
Vergdrungs-/Biogasanlagen, nicht jedoch fir entsprechende kleine Anlagen zur Pasteurisie-
rung oder anderweitigen Hygienisierung. Zudem kénnen Ausnahmen lediglich von den An-
forderungen an die Prozesspriifung an sich (sog. Inbetriebnahmepriifung) zugelassen wer-
den (vgl. Anhang 2: fiir Kompostierungsanlagen Nr. 2.2.2.2, flir Vergdrungs-/Biogasanlagen
Nr. 2.2.3.3, jeweils einschlieBlich der dort genannten weiteren Vorgaben in Nr. 3 und 4). So
umfasst die Ausnahmemdoglichkeit bei Vergarungs-/Biogasanlagen nicht auch die Vorgaben
der technisch vorgegebenen oder zu ermittelnden Mindestverweilzeit.

SchlieBlich sind Ausnahmen nur zuldssig, wenn entweder anderweitige ausgleichende MaB-
nahmen vorgenommen werden (z.B. die in den Hinweisen zum Vollzug der BioAbfV be-
schriebenen MaBnahmen) oder hygienische Beeintrachtigungen durch die Verwertung der
Bioabfalle nicht zu erwarten sind.

Zur Weitergeltung erteilter Ausnahmezulassungen von Anforderungen des Anhangs 2 nach

§ 3 Abs. 2 der bisher geltenden BioAbfV s.u. zu Nr. 16 (§ 13b neu).

Satz 3 enthalt die Zulassungsmdglichkeit anderweitiger Hygienisierungsverfahren nach § 2
Nr. 2a Buchstabe d (Anhang 2 Nr. Nr. 2.2.4); das Zulassungserfordernis fiir anderweitige
Hygienisierungsverfahren ist wegen der im Einzelfall festzulegenden Anforderungen an Pro-
zessflihrung, Prozesspriifung und Prozessiiberwachung erforderlich (néhere Ausfiihrungen
s.u. zu Nr. 18).

Die Anderungen in Absatz 4 mit den Vorgaben zum Nachweis der hygienischen Unbedenk-
lichkeit der Bioabfalle erfolgen zur Anpassung an den neuen Anhang 2. Dabei ergibt sich aus
der Formulierung des Eingangstextes in Satz 1 (i.V.m. Absatz 6), dass die Prozessiiberwa-
chung (Messung und Aufzeichnung der Behandlungstemperatur) nicht zwingend im Rahmen
der Fremdliberwachung erfolgen muss. Des Weiteren ist § 10 zu beriicksichtigen, wonach in
Anhang 1 Nr. 1 genannte oder von der zustandigen Behorde zugelassene Bioabfalle von Un-

tersuchungsvorgaben ausgenommen sind.
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Nummer 1 des Satzes 1 wird um die bei Pasteurisierungsanlagen anstelle der Prozesspriifung
durchzufiihrende technische Abnahme erganzt. Fiir Anlagen zur anderweitigen Hygienisie-
rung nach Nr. 2.2.4 des Anhangs 2 ist keine eigenstandige Regelung erforderlich, da diese
ebenfalls eine direkte Prozesspriifung gemaB Anhang 2 durchlaufen missen, deren Anforde-

rungen im Einzelfall festgelegt werden und in die Zulassung nach Absatz 3 Satz 3 einflieBen.

Absatz 5 mit den ndheren Regelungen zur Prozesspriifung ist nach dem neuen Anhang 2
Uberarbeitet worden. Erganzt werden Regelungen zur technischen Abnahme bei Pasteurisie-
rungsanlagen und zu den im Einzelfall festzulegenden Anforderungen bei anderweitigen Hy-

gienisierungsverfahren. Des Weiteren sind hier die bislang nur im Anhang 2 enthaltenen Vor

schriften zur Verwertung von Bioabfédllen aufgenommen, die in Anlagen behandelt wurden,
welche die Prozesspriifung noch nicht vollstéandig durchlaufen haben.

Zur Weitergeltung vergleichbarer Hygienepriifungen nach § 3 Abs. 5 Satz 3 der bisher gel-
tenden BioAbfV s.u. zu Nr. 16 (§ 13b neu).

Nach den naheren Bestimmungen zur Prozessiberwachung in Absatz 6 ist infolge des neuen
Anhangs 2 grundsatzlich die Behandlungstemperatur standig und eingriffsfrei direkt im zu
behandelnden Material zu messen und der Temperaturverlauf automatisiert aufzuzeichnen.
Neben der Erfassung des Temperaturverlaufs sind bei Kompostierungsanlagen auch die Um-
setzungszeitpunkte aufzuzeichnen, um die ordnungsgemaBe Prozessfiihrung insbesondere im
Hinblick auf die Sauerstoffzufuhr zu dokumentieren. Bei Vergarungs-/Biogasanlagen sind
zum Temperaturverlauf die Beschickungs- und Entnahmeintervalle aufzuzeichnen, womit die
gepriifte und festgelegte Mindestverweilzeit des Vergarungsmaterials im Fermenter zur ord-
nungsgemaBen Prozessfiihrung dokumentiert wird; dabei sind auch Abgange/Entnahmen
iber den freien Uberlauf aufzuzeichnen.

Geschlossene Kompostierungsanlagen mit haufigem Umsetzen des Rottegutes (z.B. taglich in
der Intensivrotte) arbeiten oftmals auch mit einer Temperaturmessung im Abluftstrom der
Miete anstelle einer Temperaturmessung direkt im Behandlungsmaterial. In diesen Fallen
kann die zustandige Behdrde anstelle der direkten Temperaturmessung im zu behandelnden
Material eine solche indirekte Temperaturmessung zulassen. Da die gemessene Ablufttempe-
ratur aufgrund der Abkiihlung niedriger als die eigentliche Behandlungstemperatur ausfallt,
wird die Behandlungstemperatur tber einen anlagenspezifischen Korrekturfaktor ermittelt.
Dieser Korrekturfaktor ist regelmaBig durch parallele direkte Temperaturmessungen im Rot-
tegut zu Uberprifen. Der Korrekturfaktor hdngt von den Gegebenheiten der jeweiligen Kom-
postierungsanlage ab und kann daher nicht pauschal festgelegt werden, sondern muss im

Einzelfall erfolgen.



-13-

Bei offenen Kompostierungsanlagen ist eine standige und eingriffsfreie Temperaturmessung
und automatisierte Temperaturaufzeichnung nicht immer maoglich, so dass stattdessen mit
Zulassung der zustandigen Behdrde die Behandlungstemperatur auch in bestimmten Zeitin-
tervallen gemessen und dokumentiert werden kann. Die Temperaturmessung muss - wie
nach bisher geltender BioAbfV - mindestens ein Mal arbeitstaglich erfolgen, damit eine hin-
reichende Kontrolle des Temperaturverlaufs sichergestellt wird. Eine Ausdehnung der Zeitin-
tervalle flir die Temperaturmessung (z.B. alle zwei Tage) wiirde dem Kontrollbedarf nicht
gerecht; dabei ist zu beriicksichtigen, dass an Wochenenden ohnehin Ublicherweise keine
Temperaturmessung erfolgt.

Um eine zutreffende Messung der Behandlungstemperatur sicherzustellen, wird in Anlehnung
zu den Bestimmungen der Verordnung (EG) 1774/2002 vorgegeben, dass die Messgerate
(nicht die Aufzeichnungsgerate) mindestens ein Mal pro Jahr zu kalibrieren (nicht eichen)
sind. Des Weiteren werden hier die bislang nur im Anhang 2 enthaltenen Vorschriften zur
Verwertung von Bioabfallen aufgenommen, die in Anlagen behandelt wurden, welche nach

der Prozessiiberwachung nicht hinreichend behandelt wurden.

In Absatz 7 ist die Probenahme- und Untersuchungshaufigkeit fiir die seuchen- und phytohy-
gienischen Prifungen der hygienisierten Bioabfélle gedndert worden. Bislang richtete sich die
Untersuchungshaufigkeit und Probenanzahl (bisherige Endpriifungen der behandelten Bioab-
falle) nach der Durchsatzleistung der Behandlungsanlage und war anhand der Vorgaben in
Anhang 2 zu berechnen. In der Vergangenheit wurde vielfach angeregt, die Probenanzahl
und Untersuchungshaufigkeit an die der Schwermetalluntersuchungen nach § 4 Abs. 5 aus-
zurichten. Nach den seit Inkrafttreten der BioAbfV gesammelten Erfahrungen kann eine ge-
wisse Bestandigkeit beim seuchen- und phytohygienischen Status nach der hygienisierenden
Behandlung festgestellt werden, so dass die Anzahl der zu untersuchenden Proben auf die
fur die Schwermetalluntersuchungen reduziert werden kann. Im Gegenzug ist jedoch erfor-
derlich, die Untersuchungshaufigkeit auf die Anzahl der Schwermetalluntersuchungen zu er-
héhen, da bei Beibehaltung der bislang vorgegebenen mindestens halb- bzw. vierteljahrli-
chen Untersuchung ansonsten zu wenige wichtige Informationen zum Hygienestatus der
hygienisierten Bioabfalle vorhanden waren. Insgesamt werden jedoch die Untersuchungen
der hygienisierten Bioabfalle gegeniiber den bisherigen Regelungen aufgrund der Anzahl der

zu nehmenden und untersuchenden Proben reduziert.

Mit Absatz 7a wird gegentiber Absatz 7 - in Anlehnung an § 4 Abs. 6 fiir die Schwermetallun-
tersuchungen - eine weitere Reduzierung der Untersuchungen der hygienisierten Bioabfalle

flr Bioabfallbehandler eingerdumt, die groBe Mengen pro Jahr behandeln und nach § 11
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Abs. 3 befreit sind. Nach § 11 Abs. 3 kénnen Entsorgungsfachbetriebe bzw. EMAS-

zertifizierte Betriebe und/oder Mitglieder einer Glitegemeinschaft befreit werden.

In Absatz 8 werden die verfahrensmaBigen Bestimmungen zur Untersuchungsstelle sowie

Vorlage- und Aufbewahrungspflichten der Dokumentationen angepasst.

Mit dem neu angefligten Absatz 10 wird in Satz 1 klargestellt, dass bei einer Behandlung von
in Anhang 1 Nr. 2 aufgefiihrten ,Nicht-Bioabfallen® zusammen mit Bioabféllen die Vorgaben
zur Hygienisierung fiir das gesamte behandelte Material und nicht nur fiir den Anteil an Bio-
abféllen gelten.

Mit Satz 2 wird dargelegt, dass die Priifungen der hygienisierten Bioabfalle im Falle einer
separaten biologisch stabilisierenden Behandlung bereits hygienisierter Bioabfalle zusammen
mit ,,Nicht-Bioabfallen™ nach Anhang 1 Nr. 2 erst am abgabefertigen Material, also nach hy-
gienisierender und biologisch stabilisierender Behandlung, durchzufiihren sind. Damit wird
verhindert, dass bereits hygienisierte Bioabfalle durch die Materialien nach Anhang 1 Nr. 2
mit seuchen- oder phytohygienisch relevanten Keimen rekontaminiert werden und die Hygie-
nisierung der Bioabfalle praktisch leer lauft. Die neben der Hygienisierung erfolgende Be-
handlung dient lediglich der biologischen Stabilisierung (Organikabbau) der Materialien; die
Hygieneanforderungen gelten hierbei nicht. So werden in der Praxis beispielsweise pasteuri-
sierte Bioabfalle zusammen mit Gllle oder sog. NawaRos (nachwachsende pflanzliche Roh-
stoffe) in anderen Anlagen mesophil vergoren (kofermentiert). Durch die beigefiigten ande-
ren biologisch abbaubaren Materialien kénnen seuchen- bzw. phytohygienisch relevante
Keime eingeschleust werden, die durch eine mesophile Vergarung nicht abgetdtet werden
kdnnen. Damit bestiinde die Gefahr, dass die pasteurisierten Bioabfalle rekontaminiert wer-
den und damit die seuchen- und phytohygienische Unbedenklichkeit der aufzubringenden
Bioabfalle nicht gewahrleistet ist.

Unter Berticksichtigung der VerhaltnismaBigkeit wird mit Satz 3 eine Ausnahme von vorste-
hendem Grundsatz flir die Falle bestimmt, wenn die biologisch stabilisierende Behandlung
der hygienisierten Bioabfalle in einem landwirtschaftlichen Betrieb erfolgt, hierbei bioabbau-
bare tierische oder pflanzliche Materialen zugegeben werden, die in diesem Betrieb angefal-
len sind, und die behandelten Materialien (Garreste, Komposte) auf selbst bewirtschaftete
Betriebsflachen aufgebracht werden. Zwar kdnnen die hygienisierten Bioabfalle natirlich
auch durch diese beigefligten bioabbaubaren Materialien rekontaminiert werden, jedoch
werden ggf. vorhandene seuchen- und phytohygienisch relevante Keime nicht verbreitet,

sondern verbleiben in dem landwirtschaftlichen Betrieb. Eine SchlieBung von Infektionskreis-
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ldufen durch Ausbreitung von Krankheitserregern, dem die Hygienisierung der Bioabfalle

entgegenwirken soll, findet somit nicht statt.

Zu Nr. 4 - Einfiigung § 3a neu BioAbfV

Bislang wurden durch die Anforderungen an die Hygienisierung gleichzeitig eine biologische
Stabilisierung der Bioabfalle sichergestellt, so dass derart behandelte Bioabfalle (Komposte,
Garrickstande) unmittelbar auf Flachen aufgebracht werden konnten. Die Vorgaben des
neugefassten Anhangs 2 zur Hygienisierung der Bioabfélle richten sich nhunmehr ausschlieB-
lich nach Hygienisierungserfordernissen. So ist insbesondere auch die fiir die Hygienisierung
von Bioabfallen geeignete Pasteurisierung, welche bislang in der BioAbfV nur als Zusatzbe-
handlung enthalten war, als eigenstandiges Hygienisierungsverfahren in Anhang 2 aufge-
nommen worden. Damit wird gleichzeitig die im bisherigen Anhang 2 nur angedeutete M6g-
lichkeit als Regelverfahren eingeflihrt, hygienisierte Bioabfalle einer anderweitigen biologisch
stabilisierenden Behandlung zuflihren zu kdnnen, welche die Anforderungen an die Hygieni-
sierung nicht erflillt. So hat sich in der Praxis etabliert, Bioabfalle - oftmals in wirtschaftlich
gunstig zu betreibenden Gemeinschaftsanlagen - zu pasteurisieren und anschlieBend von
Landwirten - ggf. mit anderen nicht der BioAbfV unterliegenden biologisch abbaubaren Mate-
rialien - in mesophil betrieben Biogasanlagen zu vergaren. Dies erlaubt regelmaBig einen
wirtschaftlicheren Betrieb der Biogasanlage, da beispielsweise mit der Zugabe fettreicher
Materialien im mesophilen Temperaturbereich eine héhere Biogasausbeute erzielt wird. Eine
ausreichende Hygienisierung der so (mit-) behandelten Bioabfalle kann jedoch bereits auf-
grund der zu geringen Temperatur im mesophilen Bereich nicht erreicht werden, dies ist nur

bei thermophil betriebenen Biogasanlagen gewahrleistet.

Durch Hygienisierungsverfahren behandelte, damit jedoch nicht gleichzeitig auch biologisch
stabilisierte Bioabfalle sind regelmaBig flr eine Aufbringung nicht geeignet (z.B. bei Pasteuri-
sierung). Aufgrund der eintretenden biologischen Zersetzungs- und Abbauprozesse wiirden
Gasemissionen unkontrolliert in die Atmosphdre gelangen und erhebliche Geruchsbelastigun-
gen auch in gréBerem Umkreis der Aufbringungsflache hervorgerufen werden. So miissen
insbesondere fettreiche Materialien und schnell faulnisfahige Materialien, die eiweiBreich sind
(C:N-Verhaltnis < 20:1) und einen Wassergehalt aufweisen, bei dem biologische Umset-
zungsprozesse stattfinden, biologisch stabilisiert werden; das ist bei der Giberwiegenden
Mehrzahl der Bioabfélle der Fall. Daher wird an dem Grundsatz der bislang geltenden Fas-
sung der BioAbfV festgehalten, dass - unbeschadet des § 10 mit den Ausnahmen und Aus-

nahmemaoglichkeiten durch die zustédndige Behdrde - vollstandig behandelte, also hygienisier-
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te und biologisch stabilisierte, Bioabfalle, auf Flachen aufgebracht oder fiir die Gemischher-

stellung verwendet werden dirfen.

Die Behandlung nach § 3a neu Absatz 1 ist ausschlieBlich nach Anforderungen zur biologi-
schen Stabilisierung der Bioabfalle durchzufiihren; die Anforderungen an die Hygienisierung
der Bioabfalle nach § 3 und Anhang 2 haben hierbei keine Geltung. Die Hygienisierung der
Bioabfalle kann sowohl vor als auch nach der Behandlung zur biologischen Stabilisierung
erfolgen.

Die Regelung spezieller Anforderungen oder Untersuchungen ist fiir die Behandlung zur bio-
logischen Stabilisierung nicht erforderlich, da es sich hierbei um ausgereifte und in der Praxis
etablierte Verfahren handelt.

Mit Absatz 2 wird - korrespondierend zu § 3 Abs. 2a - fiir eine aerobe und anaerobe Behand-
lung von Bioabfallen tierischen Ursprungs auf nutztierhaltenden Betrieben bestimmt, dass
diese Bioabfalle nur bereits hygienisiert in den Betrieb verbracht werden diirfen. In der Pra-
xis bedeutet dies, dass die Bioabfalle vorher pasteurisiert werden miissen; eine vorherige
hygienisierende aerobe oder anaerobe Behandlung scheidet aus, da die Bioabfdlle dann be-
reits biologisch abgebaut waren. Damit erfolgt eine materiell-rechtlichen Anpassung an das
Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsrecht, wonach tierische Nebenprodukte auf nutztier-
haltenden Betrieben nur dann aerob oder anaerob behandelt werden diirfen, wenn die Mate-
rialien vorher auBerhalb dieses Betriebes pasteurisiert worden sind.

Die Regelungen des § 3 Abs. 2a und an dieser Stelle sind notwendig, um die seuchenhygie-
nischen Belange nutztierhaltender Betriebe bei der biologisch stabilisierenden Behandlung
von Bioabfallen tierischen Ursprungs zu wahren und eine Verschleppung von Krankheitserre-
gern in den Betrieb zu verhindern.

Korrespondierend hierzu wird eine entsprechende Vorschrift flir Abfalle tierischer Herkunft
einschlieBlich einer BuBgeldvorschrift in der TierNebV aufgehoben (vgl. Artikel 2 Nr. 1 und 6

dieser Anderungsverordnung; s.u. zu Artikel 2).

Absatz 3 entspricht der Regelung in § 3 Abs. 9.

Zu Nr. 5 - Anderung § 4 BioAbfv

a) Anderung § 4 Abs. 1

aa) Im ersten Satz werden die bislang einzeln aufgeflihrten zusatzlichen Stoffe, die zusam-

men mit Bioabfallen behandelt werden diirfen, durch einen Verweis auf die Materialien im
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neugefassten Anhang 1 Nr. 2 ersetzt. Dort sind nunmehr alle Materialien aufgenommen, die
fur eine gemeinsame Verwertung mit Bioabféllen im Rahmen der Verordnung geeignet sind.
Dies sind nicht biologisch abbaubare Abfélle sowie biologisch abbaubare und mineralische
Materialien, die keine Abfélle sind oder nicht dem Abfallrecht unterliegen. Des Weiteren wird
bestimmt, dass bereits die eingesetzten Bioabfélle und anderen geeigneten Materialien, die
zusammen mit Bioabfallen behandelt werden, neben den Schadstoff- auch die Fremdstoffan-

forderungen (z.B. Glas, Metalle, Kunststoffe, Steine) einhalten missen.

bb) Der neu angefiigte Satz 2 dient der Konkretisierung der in Satz 1 genannten ,,iberhdhte
Gehalte an weiteren Schadstoffen®; danach werden in Anlehnung an das Dingemittelgesetz

Kriterien benannt, wonach lberhdhte Gehalte an weiteren Schadstoffen anzunehmen sind.

b) Anderung § 4 Abs. 2
Redaktionelle Anderung.

c) Anderung § 4 Abs. 3
Neben redaktionellen Klarstellungen zur Behdrdenzustandigkeit erfolgt mit dem neu einge-

fugten Satz 3 fir die Verwendung von Rinde und Rindenmaterialien eine Anpassung an Re-
gelungen der DUMV (vgl. 8§ 3 und 4, jeweils Abs. 2 Nr. 2 Buchst. ¢) f[Anmerkung: derzeit
noch Entwurf Neufassung DiiMV 2007, Stand 19.04.2007]. Rinden weisen je nach
Herkunftsgebiet teilweise hohe Cadmiumgehalte auf, die Gber dem in Satz 1 dieses Absatzes
festgelegten Wertes von 1,5 mg/kg TM liegen kénnen. Daneben werden Rindenmaterialien
im Garten- und Landschaftsbau in unbehandelter Form als Rindenmulch einmalig oder in
sehr groBen Zeitabstanden zur Bodenabdeckung sowie in fermentierter Form (Rindenhumus)
einmalig punktuell (in Einzelfdllen auch flachig) insbesondere zu Anpflanzungen von Zierge-
holzen und Baumen verwendet. Eine Aufbringung von Rindenmaterialien auf landwirtschaftli-
che Flachen zur Produktion von Nahrungsmittelpflanzen findet nicht statt und ist auch nicht
vorgesehen. Es ist daher schadstoffseitig vertretbar, flir die Verwertung von Rindenmateria-
lien eine Abweichung von den Cadmiumgrenzwerten dahingehend zuzulassen, dass die sich
rechnerisch ergebende maximale Cadmiumfracht pro Jahr und Hektar gegeniber den
Grenzwerten in Satz 1 und 2 dieses Absatzes nicht tberschritten wird (max. 10 g/a/ha).
Hierzu werden korrespondierend die maximalen Aufbringungsmengen und Mindestzeitraume
in § 6 Abs. 1 Satz 4 und 5 festgelegt (weitere Ausflihrungen s.u. zu Nr. 7 a). Eine Befreiung
durch Verordnung von den Untersuchungspflichten nach § 10 Abs. 1 i.V.m. Anhang 1 ist da-
mit nicht verbunden (vgl. auch u. zu Nr. 17); Rinden sind, sofern nicht nach § 10 Abs. 2

durch die zustéandige Behdrde befreit, u.a. gemaB § 4 Abs. 5 zu untersuchen.
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d) Anderung § 4 Abs. 4

Redaktionelle Klarstellungen zur BezugsgréBe des Materials.

e) Anderung § 4 Abs. 5

Neben redaktionellen Klarstellungen wird die Berlicksichtigung des § 10 eingefiigt, wonach in

Anhang 1 Nr. 1 genannte oder von der zustandigen Behdrde zugelassene Bioabfdlle von Be-

handlungs- und/oder Untersuchungsvorgaben ausgenommen sind.

f) Anderung § 4 Abs. 6

Die bislang aufgefiihrten Voraussetzungen als Entsorgungsfachbetrieb und/oder Mitglied ei-

ner Glitegemeinschaft werden durch den Verweis auf die Befreiung nach § 11 Abs. 3 ersetzt;
danach kénnen Entsorgungsfachbetriebe bzw. EMAS-zertifizierte Betriebe und/oder Mitglie-
der einer Glitegemeinschaft befreit werden. Des Weiteren wird die Bezugnahme auf Rege-
lungen des Absatzes 5 um Satz 4 erganzt (Minimum vierteljdhrliche Untersuchungen).

g) Anderung § 4 Abs. 9
aa) Redaktionelle Klarstellung.

bb) Die Vorgabe der Anerkennung des Tragers der Glitegemeinschaft wird durch den Ver-
weis auf die Befreiung nach § 11 Abs. 3 ersetzt, da in der BioAbfV ein Anerkennungsverfah-
ren nicht vorgesehen ist. Die Priifung, ob der Trager der Glitegemeinschaft eine hinreichen-
de und kontinuierliche Gitesicherung gewahrleistet, erfolgt im Rahmen des § 11 Abs. 3; da-
nach kdnnen Entsorgungsfachbetriebe bzw. EMAS-zertifizierte Betriebe und/oder Mitglieder
einer Gutegemeinschaft befreit werden.

Im letzten Satz erfolgt eine redaktionellen Klarstellung.

Zu Nr. 6 - Anderung § 5 BioAbfVv

a) Anderung § 5 Abs. 1 und 2

In Absatz 1 Satz 1 des § 5 werden die bislang einzeln aufgeflihrten zusatzlichen Stoffe, die

zusammen mit Bioabfallen zur Gemischherstellung verwendet werden dirfen, durch einen
Verweis auf die Materialien im neugefassten Anhang 1 Nr. 2 ersetzt. In Anhang 1 Nr. 2 sind
alle Materialien aufgenommen, die fiir eine gemeinsame Verwertung mit Bioabfallen im
Rahmen der Verordnung geeignet sind. Dies sind Abfélle, die nicht biologisch abbaubar sind,

sowie biologisch abbaubare und mineralische Materialien, die keine Abfalle sind oder nicht
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dem Abfallrecht unterliegen. Dabei wird - wie in der Gemische-Begriffsbestimmung § 2

Nr. 5 - die Mdglichkeit des Einsatzes bereits hergestellter Gemische fiir ein neues Gemisch
aufgehoben, da dies zu unkontrollierbaren Verwendungen von nicht geeigneten Stoffen fiih-
ren kann (Berlicksichtigung 0.g. Beschliisse der Umweltministerkonferenz und Agrarminister-
konferenz nach den Verwendungen PFT-belasteter Gemischmaterialien auf landwirtschaftli-
che Flachen). Auf die hiervon in der Gemischdefinition enthaltene Ausnahme der Mischung
von verschiedenen Garresten (Gemisch) und Kalk im Rahmen der Aufbringung wird hinge-
wiesen.

Ferner wird die Bericksichtigung des § 10 eingefligt, wonach in Anhang 1 Nr. 1 genannte
oder von der zustandigen Behdrde bestimmte Bioabfalle von Behandlungs- und Untersu-
chungsvorgaben ausgenommen werden.

Mit dem neu angefiigten Satz 2 werden zur Konkretisierung der in Satz 1 genannten ,,iber-
héhte Gehalte an weiteren Schadstoffen" die Kriterien des § 4 Abs. 1 Satz 2 ibernommen.

In Absatz 2 werden redaktionelle Anderungen vorgenommen und die Regelungen besser

strukturiert.

b) Anfiigung § 5 Abs. 5 neu
Der neue Absatz 5 des § 5 wird — in Anlehnung an § 3 Abs. 9 und § 3a Abs. 3 flir Bioabfalle -
eingefigt, da auch flir Gemische die Vorgaben in Anhang 1 Spalte 3 zum jeweiligen Material

zu beachten sind.

Zu Nr. 7 - Anderung § 6 BioAbfV

a) Neufassung § 6 Abs. 1 und 2
Die Neufassung der Absdtze 1 und 2 des § 6 enthilt im Wesentlichen redaktionelle Anderun-

gen zur Klarstellung.

Mit Absatz 1 Satz 4 bis 6 werden - korrespondierend zu § 4 Abs. 3 Satz 3 neu (s.0. zu Nr. 5
) - Bestimmungen fiir die Verwendung von Rinde und Rindenmaterialien zur Anpassung an
Regelungen der DUMV (vgl. §§ 3 und 4, jeweils Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b) fAnmerkung: der-
zeit noch Entwurf Neufassung DiiMV 2007, Stand 19.04.2007] eingefigt. Danach

wird fir das Aufbringen von Rindenmaterialien, die die erhéhten Cadmiumgrenzwerte nicht

Uberschreiten, die maximalen Aufbringungsmengen pro Hektar in einem Zeitraum von 15
Jahren festgelegt. Die Festlegung des Zeitraums orientiert sich an den in der Praxis flir Rin-

denmulch dblichen Aufbringungszeitraumen, soweit nicht ohnehin nur eine einmalige Auf-
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bringung erfolgt. Rindenhumus wird hingegen im Regelfall lediglich einmalig angewendet.
Mit Festlegung des Zeitraums und der maximalen Aufbringungsmengen wird gewahrleistet,
dass die sich bei vergleichender Abschatzung bei Aufbringung anderer Materialien aus der
BioAbfV maximal ergebenden rechnerischen Cadmiumfrachten nicht Gberschritten werden
(max. 10 g/a/ha). Entsprechend der Regelungen in der DUMV und Diingeverordnung ist die
Aufbringung auf Flachen zur Nahrungs- und Futtermittelproduktion im Gartenbau sowie auf
landwirtschaftlich genutzten Flachen nicht zulassig (Haus- und Kleingarten sowie Kinderspiel-
platze werden hier nicht genannt, da sie nicht unter den Anwendungsbereichs der BioAbfV

fallen).

Nach Absatz 2 kénnen andere als in Anhang 1 Nr. 1 genannte Bioabfélle, nicht jedoch an-
derweitige Materialien flir eine gemeinsame Verwertung mit Bioabfallen Gber Anhang 1 Nr. 2
hinaus zugelassen werden; hinsichtlich der anderweitigen Materialien ist die BioAbfV mit An-
hang 1 Nr. 2 abschlieBend.

Mit der naheren Beschreibung der Behdrdenzustandigkeit werden die entsprechenden Aus-
fuhrungen in den ,Hinweisen zum Vollzug der Bioabfallverordnung" umgesetzt. Die Zustim-
mung beinhaltet die Zulassung der Verwertung eines anderen als in Anhang 1 Nr. 1 genann-
ten Bioabfalls, der dann vollsténdig den Regelungen der BioAbfV unterliegt. Insofern sind
weitergehende Anforderungen oder Restriktionen in Bezug auf die Aufbringung nicht erfor-
derlich, so dass die Zustdndigkeit bei der flir die Behandlungsanlage bzw. bei unbehandelten

Bioabfallen bei der flir den Bioabfallerzeuger ansassigen Behdrde sachgerecht ist.

b) Einfligung § 6 Abs. 2a neu und 2b neu

Mit dem neuen Absatz 2a wird aus Vorsorgegriinden ausschlieBlich die Aufbringung durch
aerobe Behandlung (Kompostierung) hygienisierte Bioabfalle und solche Bioabfalle enthal-
tende Gemische auf bestimmte Anbauflachen zugelassen. Unbehandelte und durch Pasteuri-
sierung oder anaerobe Behandlung (thermophile Vergarung) hygienisierte Bioabfdllen sowie
Gemische, die solche Bioabfalle enthalten, diirfen auf diese Anbauflachen nicht aufgebracht

werden.

Hintergrund ist, dass nach dem neugefassten Anhang 2 bei Pasteurisierungsanlagen keine
Prozesspriifung vorgegeben ist. Bei thermophilen Vergarungsanlagen wird der Indikatorkeim
Tabakmosaikvirus (TMV) flir die Prozesspriifung (Phytohygiene) aufgrund Problemen in der
Praxis sowie eines uneinheitlichen Meinungsbildes tber die Verwendung und Aussagekraft
der Ergebnisse des TMV bei der Vergarung gestrichen (weitere Ausfiihrungen hierzu s.u. zu

Nr. 18). Allerdings liegen hierdurch auch weniger Informationen tber die Wirksamkeit des
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Hygienisierungsverfahrens (Phytohygiene) der Vergarungsanlage vor, woraus jedoch nicht
hergeleitet werden kann, dass die Bioabfalle nicht ausreichend hygienisiert werden.

Aus Vorsorgegriinden wurden daher Anwendungsbeschrankungen der Garreste und pasteu-
risierten Bioabfalle auf Tabakanbauflachen, bei Tomaten im Freiland sowie bei Gemiise- und
Zierpflanzenarten im geschiitzten Anbau (Unterglas- und Unterfolienanbau) von der KTBL-
Arbeitsgruppe ,Hygiene-Priifsystem fiir Vergarungsanlagen und Umsetzung der Ergebnisse"
empfohlen. Die Anbauflachen dieser Arten sind gering, aber der wirtschaftliche Wert der Ern-
teprodukte pro Flacheneinheit ist im Vergleich mit landwirtschaftlichen Arten hoch. Da das
TMV als auch hiermit eng verwandte Viren (sog. Tobamoviren) eine ausgepragte Wirtsspezi-
fitat aufweisen, sind bei anderen als den genannten Pflanzenarten in der Regel keine Scha-
den zu erwarten.

Die vorgenannten Viren kénnen z.B. in Abfédllen aus der Tabakverarbeitung, der Gemiise-
und Lebensmittelverarbeitung, Marktabfallen, der Biotonne und in Speiseabfallen enthalten
sein. Um einen Eintrag dieser Viren mit pasteurisierten oder vergorenen Bioabfallen in Wirts-
pflanzenkulturen sicher zu verhindern, ist diese Anwendungsbeschrankung aus Vorsorge-
grinden erforderlich und verhaltnismaBig, da sie eine gezielte, wirkungsvolle und kosten-
gunstige MaBnahme darstellt. Zusatzliche MaBnahmen - Hygienisierung durch Kompostierung
bereits pasteurisierter oder anaerob behandelter Bioabfdlle - zur Inaktivierung der betreffen-
den Viren kénnen bei Bedarf von Bioabfallbehandlern ergriffen werden, die so behandelte
Bioabfalle flir die genannten Anbaubereiche abgeben wollen.

Mit dem neu eingefiligten Absatz 2b wird einem Anliegen des Vollzugs entsprochen, eine Re-
gelung zur Begrenzung der Bereitstellungszeit von Bioabfallen an der Aufbringungsflache
aufzunehmen. So hat sich gezeigt, dass behandelte Bioabfélle (insbesondere Komposte) dort
teilweise monatelang gelagert werden. In der Landwirtschaft werden vorwiegend Frischkom-
poste und teilweise unbehandelte Griinschnittmaterialien verwendet. Abgesehen von der
Beeintrachtigung des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes kann bei einer langen La-
gerungszeit eine Schadstoffauswaschung sowie ein Materialeintrag auf Fremdflachen und
ggf. in Gewasser durch Verwehungen oder unkontrolliertem Absplilen bei Niederschlagen
erfolgen. Des Weiteren kénnen bei Lagerung von Frischkomposten am Feldrand Geruchsbe-
lastigungen einhergehen. Demgegenliber sind organisatorische und logistische sowie pflan-
zenbauliche Erfordernisse fiir die Aufbringung der Materialien zu berticksichtigen, wonach
eine befristete Bereitstellung der Materialien am Feldrand unumganglich ist (z.B. bei Aufbrin-
gung groBer Mengen zu geplanten Terminen, was eine friihzeitige Auslieferung und Zwi-

schenlagerung der Materialien am Feldrand bedingt). Zur Klarstellung und unter Berlicksich-
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tigung aller Erfordernisse ist eine Bereitstellung aufzubringender Bioabfalle und Gemische auf
das notwendige MaB flr die Aufbringung zu beschranken.

Selbstverstandlich ist hiervon ein genehmigtes Lager fiir Bioabfalle (z.B. Garriickstande,
Komposte) und Gemische nicht erfasst, auch wenn es in der Nahe von Aufbringungsflachen

gelegen sein sollte.

c) Anderung § 6 Abs. 3

Nach der vorangegangenen fachlichen Diskussion mit Landern, Fachbehérden und Fachver-

banden wird die Aufbringung von Bioabféllen und Gemischen auf forstwirtschaftlich genutz-
ten Bdden erleichtert. Damit wird Entwicklungen in der Praxis Rechnung getragen, dass z.B.
Bioabfallkomposte bei der Wiederaufforstung von Flachen erfolgreich eingesetzt wurden.
Insofern ist eine Darlegung eines begriindeten Ausnahmefalls nicht mehr erforderlich; die
Zustimmung der zustandigen Behdrde im Einvernehmen mit der zustéandigen Forstbehorde

stellt eine sachgerechte Aufbringung der Bioabfalle und Gemische auf diesen Flachen sicher.

Zu Nr. 8 - Anderung § 7 BioAbfVv

Redaktionelle Anderungen und klarere Struktur der Regelungen.

Im Hinblick auf einen einheitlichen Wortlaut mit dem Diingerecht wird - ohne materiellen
Anderungsgehalt - die Begrifflichkeit Griinlandfliche verwendet; damit wird klargestellt, dass
eine zeitliche Komponente hierin nicht enthalten ist. Danach wird als Griinland eine landwirt-
schaftlich genutzte Flache verstanden, auf der Gras, auch in Kombination mit krautigen
Pflanzen, zu Futterzwecken (Weide- und Mahnutzung) angebaut wird.

Die in Absatz 2 und 3 genannten Feldfutterfldchen sind keine Grinlandflachen; bei Feldfutter
handelt es sich insbesondere um Klee, Luzerne, Futterraps, Futterriiben und Futtermais. Die
fur die Grinlandaufbringung in Absatz 1 bestimmte Beschrankung der Verwendung nur be-

sonders benannter Bioabfalle erstreckt sich daher nicht auf Feldfutterflachen.

In Absatz 1 entfallt die ausdriickliche Benennung der behandelten und unbehandelten Bioab-
falle, da die Bestimmung generell flir die Aufbringung aller Bioabfalle, also auch von nach

§ 10 zulassigen oder zugelassenen unbehandelten Bioabféllen gilt.

In Absatz 2 wird der Bezug auf behandelte Bioabfalle gestrichen, da die Bestimmung generell
fur die Aufbringung aller Bioabfalle, also auch von nach § 10 zuldssigen oder zugelassenen

unbehandelten Bioabfallen gilt.
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In Absatz 3 Satz 1 wird die Einschrankung auf behandelte Bioabfalle gestrichen, da die Be-
stimmung generell fiir die Aufbringung aller Bioabfalle, also auch von nach § 10 zuldssigen
oder zugelassenen unbehandelten Bioabfallen gilt.

Die mit dem neuen Satz 2 angefligte Regelung zur Beweidung durch Nutztiere oder Futter-
mittelgewinnung von mit Bioabfallen oder Gemischen beaufschlagten Griinlandflachen erfolgt
in Anlehnung an Abschnitt IV ,Besondere Beweidungsbeschrankungen®™ des Anhangs zur
Verordnung (EG) 181/2006 vom 01.02.2006 zur Durchfiihrung der Verordnung (EG)
1774/2002. Da auch weiterhin einige bestimmte Materialien tierischen Ursprungs als Bioab-
falle der BioAbfV unterliegen, ist eine Aufnahme solcher Bioabfalle oder Gemische unmittel-

bar nach der Aufbringung durch Nutztiere zu unterbinden.

Zu Nr. 9 - Anderung § 9 BioAbfV

a) Anderungen § 9 Abs. 1 Satz 1
Redaktionelle Klarstellung im Hinblick auf den Zeitpunkt der Einflihrung der Pflicht zur ein-

maligen Mitteilung der Aufbringungsflache.
Des Weiteren gilt die Pflicht nicht nur bei Aufbringung von behandelten Bioabféllen, sondern
auch flr nach § 10 zuldssige unbehandelte Bioabfalle.

b) Anderungen & 9 Abs. 2
aa) Die Vorgabe hinsichtlich der Mitgliedschaft in einer Glitegemeinschaft wird durch den

Verweis auf die Befreiung nach § 11 Abs. 3 ersetzt; danach kénnen Entsorgungsfachbetriebe
bzw. EMAS-zertifizierte Betriebe und/oder Mitglieder einer Gitegemeinschaft befreit werden.

bb) Redaktionelle Klarstellungen.

¢) Einfligung § 9 Abs. 2a neu

Die Einfligung dieser Regelung dient der Erleichterung fiir den Vollzug und die Flachenbe-
wirtschafter. In Gebieten kdnnen oftmals sehr kleinrdumig oder strichweise verschiedene
Bodenarten vorhanden sein und ineinander libergehen. Es ist nicht sinnvoll, z.B. in einer Par-
zelle aufgrund wechselnder oder ineinander libergehender Bodenarten die jeweils einschlagi-
ge und damit mehrere verschiedene Bodenwerte flir die Aufbringung von Bioabfallen und
Gemischen zugrunde zu legen. So hat die zustandige Behdrde die Méglichkeit, insbesondere

bei einer liberwiegenden Bodenart diese fiir ein bestimmtes Gebiet festzulegen, so dass fiir
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die Anwendung der Bodenwerte ein einheitlicher MaBstab zugrunde gelegt werden kann. Auf
welcher Ebene (Kreisgebiet, Bezirk, Land) eine solche Festlegung erfolgen kann, bestimmt

sich nach den ortlichen Gegebenheiten.

d) Neufassung § 9 Abs. 3 Satz 1

Redaktionelle Klarstellungen.

e) Anderung & 9 Abs. 4

Die Pflichten gelten nicht nur fir die Aufbringung von behandelten Bioabféllen, sondern auch

fur nach § 10 zulassige unbehandelte Bioabfalle.

Zu Nr. 10 - Einfiigung § 9a neu BioAbfV

Diese Vorschriften werden zur Beriicksichtigung der 0.g. Beschliisse der Umweltministerkon-
ferenz und Agrarministerkonferenz nach den Verwendungen PFT-belasteter Gemischmateria-
lien auf landwirtschaftliche Flachen eingefiigt.

Aus dieser Regelung ist keine Einstufung der in Anhang 1 Nr. 1 Teil b benannten Bioabfalle
als grundsatzlich problematisch zu folgern, vielmehr soll deren Verwertung im Rahmen der
BioAbfV weiterhin méglich bleiben. Bei den in Anhang 1 Nr. 1 Teil b aufgelisteten Bioabfallen
handelt es sich Ublicherweise im Hinblick auf die stoffliche Zusammensetzung, Schadstoffbe-
lastung und Niitzlichkeit um Materialien, die fir eine Verwertung durch Aufbringung auf z.B.
landwirtschaftlich genutzte Boden gut geeignet sind. Andererseits ist insbesondere aufgrund
des Aggregatzustands dieser Bioabfalle (dickfliissig/schlammig) nicht erkennbar, ob und in-
wieweit unerwiinschte und/oder fiir die Bioabfallverwertung nicht geeignete Stoffe enthalten
sind. Insofern bergen diese Bioabfalle auch ein Risikopotential, dass ungeeignete Inhaltsstof-
fe und Schadstoffe - unbewusst oder bewusst eingebracht - enthalten sein kénnen, und dar-
Uber hinaus auch ein Risikopotential fiir illegale Stoffverwertung im Rahmen der BioAbfV.
Mithin sind weitere KontrollmaBnahmen erforderlich, bevor diese Bioabfdlle in die Verwer-
tung gelangen. Eine solche Kontrollmdglichkeit soll dabei an der Stelle ansetzen, wo ggf.
stofflich problematische Bioabfalle von vornherein erkannt werden und gar nicht erst in die
Verwertungsschiene der BioAbfV gelangen kdnnen. Dies kann nur mit einer Kontrolle bereits

an der Anfallstelle der Bioabfalle erfolgreich durchgefiihrt werden.

Verpflichtete sind Entsorgungstrager, Erzeuger und Besitzer, also diejenigen, bei denen die

Bioabfalle anfallen bzw. die die Sachherrschaft liber sie austiben, wenn sie in den Geltungs-
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bereich der BioAbfV gelangen (z.B. Importeure). Als Verpflichtete kann auch nur dieser Ad-
ressatenkreis in Betracht kommen, da er origindr Uber die notwendigen Informationen fir die
zustandige Behorde zur Beurteilung der angefallenen Abfalle verfligt und dartiber hinaus ein
vornehmliches Interesse an der Verwertung (Entsorgung) dieser Abfalle im Rahmen der
BioAbfV hat. Eine Verpflichtung anderer, insbesondere Bioabfallbehandler und Gemischher-
steller, ware daher unzureichend. Zudem wirde eine Verpflichtung der Bioabfallbehandler
und Gemischhersteller mit der ihnen erteilten Zustimmung der zustédndigen Behdrde in den
Fallen leer laufen, wenn diese Abfalle zeitweise, beispielsweise aus betrieblichen Griinden,
nicht angenommen werden kdnnten; eine hygienisierende oder biologisch stabilisierende
Behandlung dieser an sich zuldssigen Abfélle durch einen anderen Bioabfallbehandler ware

dann mangels Zustimmung nicht méglich.

Mit dem Zustimmungserfordernis flir eine Abgabe bzw. Aufbringung auf selbst bewirtschafte-
te Betriebsflachen der in Anhang 1 Nr. 1 Teil b aufgefiihrten Bioabfalle wird der zustdandigen
Behdrde die Moglichkeit eingerdumt, bereits an der Anfallstelle die Eignung dieser Bioabfalle
zu prifen, hierflir Untersuchungen und die Vorlage der Ergebnisse und bei Bedarf weitere
Unterlagen anzufordern. Zudem ist es an dieser Stelle ohne Weiteres méglich, ggf. auch den
Produktionsprozess und damit den Eintrag von Inhaltsstoffen und méglichen Schadstoffen in
den spateren Bioabfall in die Prifung einzubeziehen. Das ist immer bei solchen Bioabfallen
erforderlich, die nicht als eng definierter Abfallstoff bzw. in eng eingrenzbaren Produktions-
prozessen anfallen.

Hier sind beispielhaft die Schlamme aus der betriebseigenen Abwasserreinigung zu betrach-
ten: Zwar sind sie hinsichtlich ihrer Zusammensetzung und Schadstoffbelastung auf den Pro-
duktionsprozess definiert und damit nicht mit kommunalen Klarschlammen mit deren vielfal-
tigen Eintragspfaden zu vergleichen. Gleichwohl kénnen Abwasser aus verschiedenen be-
trieblichen Produktionsprozessschritten und damit auch unerwiinschte Bestandteile in die
betriebliche Abwasserreinigung gelangen. So kénnen beispielsweise bei der Getrankeherstel-
lung auch Abwasser aus der Flaschenreinigung - mit flir die Bioabfallverwertung nicht geeig-
neten Gehalten an Reinigungsmitteln - als produktionsspezifische Abwasser der Getrankeher-
stellung in die Abwasserreinigungsanlage eingeleitet werden, welche sich dann auch im Ab-

wasserreinigungsschlamm wieder finden.

Mit diesen Bestimmungen und zusammen mit den erganzten Nachweisvorschriften in § 11
wird insgesamt einerseits eine Pravention im Hinblick auf die Verwendung und Aufbringung

von Materialien mit eventuell problematischen Inhaltsstoffen und die von der Umweltminis-
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ter- und Agrarministerkonferenz beschlossene notwendige Riickverfolgbarkeit gewahrleistet

und andererseits die VerhaltnismaBigkeit des Aufwands auf das notwendige MaB bewahrt.

Nach Absatz 1 diirfen diese Bioabfalle mithin nur mit einer von der zustandigen Behdrde
ausdrticklich erteilten Zustimmung an Bioabfallbehandler/Gemischhersteller zur weiteren
Verwendung abgegeben oder auf selbst bewirtschaftete Betriebsflachen aufgebracht werden.
Somit gelangen nur solche dieser Regelung unterliegenden Bioabfalle in die Verwertung ge-
maB BioAbfV, die von der zustandigen Behdrde als geeignet eingestuft worden sind.

Es ware jedoch Uiberzogen und nicht mehr praktikabel, wenn jede abzugebende Charge an-
gefallenen Bioabfalls der behérdlichen Priifung und Zustimmung zu unterziehen ware. Daher
ist die behordliche Zustimmung grundsatzlich als - vor der erstmaligen Abgabe bzw. Aufbrin-
gung einzuholende - flir eine langere Intervalle erteilte Erlaubnis vorgesehen. Dabei ist zu
beriicksichtigen, dass sich diese Materialien in ihrer stofflichen Zusammensetzung und
Schadstoffbelastung normalerweise solange nicht dndern, wie keine betrieblichen Umstellun-
gen erfolgen, z.B. der Produktion, der eingesetzten Rohstoffe usw. Wird eine betriebliche
Umstellung vorgenommen, so kann dies oftmals auch Auswirkungen auf die anfallenden Bio-
abfalle haben. In diesem Falle ist eine erneute Meldung und Priifung der Bioabfalle erforder-
lich (auch dann, wenn dieser Bioabfall dem gleichen Abfallschlissel nach Spalte 1 und Ab-
fallbezeichnung nach Spalte 2 des Anhangs 1 BioAbfV unterliegt). Daneben hat die zustandi-
ge Behorde die Mdglichkeit, die Zustimmung zu befristen, mit Auflagen oder Bedingungen zu

versehen und jederzeit zu widerrufen.

Durch Absatz 2 wird die Verwendung der entsprechenden Formblatter gemaB Anhang 1 der
Nachweisverordnung (NachwV) vorgegeben. Mit der entsprechenden - und im Hinblick auf
§ 12a elektronischen - Verwendung der Formblatter der NachwV kdnnen alle nach Absatz 1
erforderlichen Angaben der Behdrde Ubermittelt und die Zustimmung der Behdrde erteilt
werden.

Damit wird dem Zweck des § 7 Abs. 3 Satz 2 KrW-/AbfG Rechnung getragen, die Uberwa-
chungsregelungen auch im untergesetzlichen Bereich anzugleichen und zu harmonisieren,
um insoweit eine Vereinfachung zu bewirken und gleichzeitig die Uberwachung effizienter

auszugestalten.

Nach Absatz 3 ist dem Bioabfallbehandler oder dem Gemischhersteller mit jeder Abgabe die-
ser angefallenen Bioabfélle eine Mehrausfertigung der vollstandigen Formblatter einschlieB-
lich der erteilten Behoérdenzustimmung auszuhandigen; bei nach § 10 zuldssiger Verwendung

zur Gemischherstellung oder zulassiger Aufbringung dieser Bioabfalle in unbehandelter Form
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ist die Mehrausfertigung dem Gemischhersteller bzw. dem Flachenbewirtschafter auszuhan-
digen. Damit erhalten die Empfanger dieser Bioabfalle alle erforderlichen Angaben sowohl
Uber die Bioabfalle als auch die Gber die Zulassigkeit ihrer Verwertung.

Nach § 11 Abs. 1 verbleiben die Mehrausfertigungen beim Bioabfallbehandler bzw. Gemisch-
hersteller (bei Aufbringung dieser Bioabfalle in unbehandelter Form nach § 10 Abs. 3 Satz 4
beim Flachenbewirtschafter). Bei einer weiteren Abgabe der vollstandig oder teilweise be-
handelten Bioabfalle oder der hergestellten Gemische durch den Bioabfallbehandler und Ge-
mischhersteller ist eine Weitergabe der Mehrausfertigung dieser Formblatter (bis zum Fla-
chenbewirtschafter) dagegen nicht mehr erforderlich. Die erforderlichen Angaben Uber die
Bioabfalle werden generell mit dem Lieferschein nach § 11 Abs. 2 bzw. bei gltegesicherten
Materialien nach § 11 Abs. 3 bis zum Flachenbewirtschafter weitergegeben; verantwortlich
Uber die Verwendung nur zulassiger Bioabfalle (und anderer Materialien) bleibt der Bioabfall-

behandler und Gemischhersteller.

Zu Nr. 11 - Neufassung § 10 BioAbfV

§ 10 stellt - wie bereits in der bislang geltenden Fassung der BioAbfV - die zentrale Regelung
fur die Zulassigkeit der Verwendung und Aufbringung von unbehandelten, nicht vollstandig
behandelten (hygienisiert oder biologisch stabilisiert) und nicht untersuchten Bioabfallen dar.
Anstelle des bisherigen Wortlauts ,Befreiung" wird zur besseren Unterscheidung gegenliber
der Befreiung im Rahmen der Giitesicherung nach § 11 Abs. 3 - ohne materiellen Ande-
rungsgehalt - in diesen Bestimmungen die Formulierung ,Freistellung" verwendet. Im Ge-
gensatz zur bisher geltenden BioAbfV wird nunmehr zwischen der Freistellung von Behand-
lungs- und der von Untersuchungspflichten unterschieden. Danach sind von Behandlungen
freigestellte Bioabfalle nicht automatisch auch von den jeweiligen Untersuchungen ausge-
nommen; hierzu ist eine separate Freistellung nach Absatz 1 oder 2 erforderlich. Beispiels-
weise sind unbehandelte und teilweise behandelte (hygienisierte oder biologisch stabilisierte)
Bioabfalle nach Absatz 3 sowie § 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 (Priifungen der hygienisierten Bioab-
falle) und § 4 Abs. 5 (Schad- und Fremdstoffuntersuchungen) zu untersuchen, um den Hy-
gienestatus und die Schadstoff- und Fremdstoffbelastung festzustellen. Dies ist erforderlich,
um die Einhaltung der Anforderungen der BioAbfV grundsatzlich festzustellen, da unbehan-
delte oder teilweise behandelte Bioabfalle nicht schon an sich seuchen- und phytohygienisch
unbedenklich sind oder die Schadstoff- und Fremdstoffgrenzwerte einhalten. Sofern auf Un-
tersuchungen verzichtet werden kann, ist dies nach Absatz 1 i.V.m. Anhang 1 Nr. 1 flir den
jeweiligen Bioabfall zugelassen oder kann gemaB Absatz 2 von der zustdndigen Behdrde zu-

gelassen werden.
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Hiervon zu unterscheiden sind die Falle, in denen pflanzliche Bioabfalle im Rahmen der Ei-
genverwertung (§ 2 Nr. 6) nicht behandelt und untersucht werden mussen, da die Eigenver-
wertung bei Vorliegen der Voraussetzungen nicht mehr der BioAbfV unterliegt (§ 1 Abs. 3
Nr. 2). In diesen Fallen bedarf es weder einer Freistellung durch Verordnung (Absatz 1 i.V.m.

Anhang 1 Spalte 3) noch einer durch die zustandige Behérde (Absatz 2).

Die Regelung in Absatz 1 wird redaktionell - zur Anpassung an die §§ 3 und 3a sowie den

neugefassten Anhang 2 - um die teilweise behandelten (hygienisiert oder biologisch stabili-
siert) Bioabfalle erweitert. Danach dirfen aufgrund der Verordnung i.V.m. den in Anhang 1
Nr. 1 Spalte 3 jeweils besonders aufgeflihrten Vorgaben solche Bioabfdlle unbehandelt oder
teilweise behandelt sowie vollstandig oder teilweise behandelte oder unbehandelte Bioabfalle
ohne Untersuchungen im Rahmen der BioAbfV verwertet werden.

Ebenso erfolgt in Absatz 2 wie in Absatz 1 eine redaktionelle Anpassung und eine verbesser-
te Strukturierung der Regelungen. Hiernach kann die Verwertung von anderen als nach Ab-

satz 1 i.V.m. Anhang 1 Nr. 1 unbehandelten oder teilweise behandelten Bioabfallen sowie in
vollstandig oder teilweise behandelter Form ohne Untersuchungen durch die zusténdige Be-

hoérde zugelassen werden.

Nach den Regelungen der BioAbfV gelten die Vorgaben grundsatzlich fir alle Bioabfalle, un-
abhangig davon, ob sie unbehandelt, teilweise behandelt (hygienisiert oder biologisch stabili-
siert), vollstandig behandelt (hygienisiert und biologisch stabilisiert) und/oder nicht unter-
sucht der Verwertung zugefiihrt werden. Einige Anforderungen und Verpflichtungen (Unter-
suchungs- und Nachweispflichten) beziehen sich jedoch nach ihrem Wortlaut nur auf behan-
delte (hygienisierte oder biologisch stabilisierte) Bioabfalle bzw. auf den Bioabfallbehandler

als Verpflichteten. In Absatz 3 werden daher - soweit nicht nach Absatz 1 und 2 freigestellt -

diejenigen Vorgaben fiir unbehandelte und lediglich biologisch stabilisierte Bioabfalle als ent-
sprechend anwendbar bestimmt, die ansonsten fiir diese Bioabfalle nicht gelten wiirden.

So sind beispielsweise die Schwermetalluntersuchungen nach dem Wortlaut des § 4 Abs. 5
bei behandelten (hygienisierten oder biologisch stabilisierten), nicht jedoch unbehandelten
Bioabfallen durchfiihren zu lassen. Des Weiteren bezieht sich z.B. die Untersuchungspflicht
gem. § 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 - Priifungen der hygienisierten Bioabfalle - nach dem Wortlaut
auf hygienisierte Bioabfalle, nicht jedoch auf biologisch stabilisierte oder unbehandelte Bioab-
falle. Fur hygienisierte Bioabfalle sind keine besonderen Verweise erforderlich, da nach dem

Wortlaut der entsprechenden Regelungen samtliche Vorgaben der BioAbfV gelten.
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Davon zu unterscheiden - und somit an dieser Stelle nicht aufgefiihrt - sind die Vorschriften,
nach denen nur in bestimmter Weise behandelte Bioabfalle aufgebracht werden dirfen (vgl.
z.B. § 6 Abs. 2a).

Soweit von Behandlungen freigestellte Bioabfalle oder solche Bioabfalle enthaltende Gemi-
sche in Mengen von 30 t in drei Jahren pro Hektar (§ 6 Abs. 1 Satz 2) oder mehr (§ 6 Abs. 1
Satz 3) aufgebracht werden sollen, missen diese Bioabfalle in jedem Fall auf Schwermetall-
gehalte untersucht werden; eine Freistellung von dieser Untersuchung ist in diesen Fallen
nicht moglich.

SchlieBlich miissen mangels eines Bioabfallbehandlers bei Verwertung und Abgabe unbehan-
delter Bioabfalle die sich aus Satz 1 ergebenden Verpflichtungen einem anderen Adressaten-
kreis zugeordnet werden. Sofern hiervon keine Freistellung nach Absatz 1 oder Absatz 2 ge-
geben ist, sind diese Verpflichtungen durch den Entsorgungstrager, Erzeuger oder Besitzer
der Bioabfalle zu erfiillen. Daneben wird mangels eines Bioabfallbehandlers fiir den Fall der
zulassigen Aufbringung unbehandelter nach § 9a zustimmungspflichtiger Bioabfalle der Fla-
chenbewirtschafter fiir die Aufbewahrung und Vorlage der ihm (zusatzlich zum Lieferschein)

ausgehandigten Mehrausfertigung der vollstandigen Formblatter verpflichtet.

Zu Nr. 12 - Neufassung § 11 Abs. 1 bis 3 BioAbfV

Nach den o.g. Beschliissen der Umweltministerkonferenz und Agrarministerkonferenz nach
den Verwendungen PFT-belasteter Gemischmaterialien auf landwirtschaftliche Flachen sind
insbesondere die Dokumentations- und Nachweisregelungen liberarbeitet worden, um die
aus Umwelt- und Vorsorgegesichtspunkten erforderliche effektive Nachverfolgbarkeit der flir
die Verwertung auf Flachen verwendeten Materialien zu gewahrleisten. Unterschiedliche Re-
gelungen fir die verwendeten Materialien (Bioabfélle und andere geeignete Materialien) sind
hierbei nicht zielfiihrend, da ein Schadstofftransferrisiko in den Boden unabhangig davon
besteht. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass die Bioabfall- und Gemischverwertung zu einem
groBen Teil auf landwirtschaftlich und gartnerisch genutzten Béden und damit im besonders

sensiblen Bereich der Lebensmittelproduktion erfolgt.

In Absatz 1 werden flir Bioabfallbehandler und Gemischhersteller die Nachweispflichten ge-
gentber der geltenden BioAbfV dahingehend erweitert, dass das unvermischt eingesetzte
Material einschlieBlich dessen Herkunft bis zur Anfallstelle kontinuierlich zu dokumentieren
ist.

Werden flir die erfolgende Bioabfallbehandlung bereits hygienisierte oder biologisch stabili-

sierte Bioabfalle verwendet (z.B. anderenorts pasteurisierte Bioabfdlle werden in einer me-
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sophilen Biogasanlage vergoren), hat der nachfolgende (zweite) Bioabfallbehandler die ein-
gesetzten Bioabfalle und ggf. andere mitbehandelte Materialien jedoch nur mit den entspre-
chenden Angaben des Lieferscheines gemaB Absatz 2 Satz 2 nachzuweisen, nicht auch die
zur ersten Behandlung verwendeten einzelnen unvermischten Bioabfdlle und ggf. anderen
mitbehandelten Materialien bis zur Anfallstelle durch Nachweise zu dokumentieren. Das glei-
che gilt, wenn fiir die Gemischherstellung bereits behandelte Bioabfalle verwendet werden
(z.B. Kompost, Garrtickstand). Hierflr kann auch der Lieferschein nach Anhang 4 verwendet
werden.

Dieser Regelung liegen Praktikabilitdts- und VerhaltnismaBigkeitgesichtspunkte zugrunde: Im
Rahmen der fachlichen Diskussion mit Landern, Fachbehdrden und Fachverbanden hat sich
gezeigt, dass eine vollstandige Nachweisdokumentation beim zweiten Bioabfallbehandler
bzw. Gemischhersteller fiir die bei der vorangegangenen Behandlung eingesetzten einzelnen
unvermischten Bioabfalle und ggf. anderen mitbehandelten Materialien bis zur Anfallstelle in
der Praxis kaum durchflihrbar ist. In jeder Charge hygienisierter oder biologisch stabilisierter
Bioabfalle (erste Behandlung) werden verschiedene Bioabfalle und ggf. andere mitbehandel-
te Materialien von mehr oder weniger vielen Anfallstellen eingesetzt. Dies wiirde in einem
Fallbeispiel bei einer Vergarungsanlage bedeuten, dass sich bei einer arbeitstaglichen Bioab-
fall-Anlieferung von 10 Anfallstellen mit je einem abgegebenen Bioabfall und einer tblichen
hydraulischen Verweilzeit von ca. drei Wochen (18 Arbeitstage) 180 Anfallstellen ergeben
wiirden. Wird eine Charge aus den vergorenen Bioabfallen beispielsweise an einen Gemisch-
hersteller weitergegeben, miissten mindestens 180 Nachweisdokumentationen weitergege-
ben werden. Diese Aufwand ware jedoch bereits deswegen unverhaltnismaBig, da er fir die
lickenlose Nachverfolgbarkeit der verwendeten Bioabfélle und Materialien bis zur Anfallstelle
nicht erforderlich ist. Mit den Angaben entsprechend dem Lieferschein werden die flir den
zweiten Bioabfallbehandler oder Gemischhersteller wichtigen Daten, insbesondere die Be-
schreibung der nach Art der unvermischt verwendeten Materialien bei der vorangegangenen
Behandlung, weitergegeben, nicht jedoch die Anfallstellen. Gleichwohl ist die Riickverfolg-
barkeit bis zur Anfallstelle der Materialien auch hierbei sichergestellt, da anhand der Char-
gennummer der vorhergehenden (ersten) Behandlung bei diesem Bioabfallbehandler die
Anfallstellen ermittelt werden kdnnen.

Die bisherige nach Vierteljahreszeitraumen vorgegebene Listenflihrung wird durch eine kon-
tinuierliche Auflistung der verwendeten Materialien ersetzt. Des Weiteren hat der Bioabfall-
behandler und Gemischhersteller zusatzlich jede abgabefertige Charge behandelten Bioab-
falls (z.B. Kompost) und hergestellten Gemischs mit einer zu dokumentierenden Chargen-
nummer zu versehen. Bei Behandlungsanlagen mit einer kontinuierlichen Zufiihrung und

Entnahme des abgabefertigen Materials kénnen Chargen im Hinblick auf das eingesetzte
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Material nicht abgegrenzt werden. Dies ist oftmals bei anaeroben Behandlungsanlagen (Ver-
garungs-/Biogasanlagen) der Fall: So werden Vergarungsanlagen teilweise kontinuierlich
betrieben, d.h. die Eingangsmaterialien werden dem Garbehalter in bestimmten Zeitinterval-
len zugeflihrt und das vergorene Material entsprechend entnommen; dabei verbleiben die zu
vergdrenden Materialien wahrend der hydraulischen Verweilzeit im Garbehalter (je nach An-
lagengrdBe, z.B. 18 Tage). Des Weiteren werden Garriickstande lblicherweise in einem End-
lagerbehalter/-becken fiir die Abgabe bereitgehalten, wobei auch hier die Zuflihrung und
Entnahme des abgabefertigen Garrlickstands kontinuierlich erfolgt, ohne dass der Endlager-
behalter vollstandig entleert wird. Insofern ist bei Garriickstanden die Chargenbestimmung
und Vergabe der Chargennummer unter Verwendung eines Zeitintervalls festzulegen. Das
erforderliche und angemessene Zeitintervall ist abhangig von der Durchsatzleistung der An-
lage und ist daher von der zustéandigen Behdrde festzulegen.

Bei Verwertung unbehandelter Bioabfalle gelten die in den Satzen 5, 7 und 8 bestimmten
Dokumentations- und Nachweispflichten entsprechend aufgrund des § 10 Abs. 3.

In Absatz 2 wird mit dem Verweis auf Anhang 4 der Anregung im Rahmen der vorangegan-
genen fachlichen Diskussion mit Landern, Fachbehdrden und Fachverbanden auf Einfiihrung
eines verbindlichen Lieferscheins gefolgt (Anhang 4 neu; s.u. zu Nr. 19). Die Angaben im
Lieferschein sind redaktionell angepasst worden; zusatzlich ist in Folge der Regelungen in
Absatz 1 die vorstehend erwahnte Chargennummer flir das abgegebene Material anzugeben
(vgl. Nr. 3 des Lieferscheins).

Der Kreis der Verpflichteten zur Erstellung und Aushandigung des Lieferscheins wird grund-
satzlich gedndert; die lickenlose Aushandigung und Weitergabe des Original-Lieferscheins
sowie weitere Pflichten werden neu eingefiihrt. So haben Bioabfallbehandler und Gemisch-
hersteller den Lieferschein zu erstellen und diesen bei der Abgabe des Materials an den Fla-
chenbewirtschafter auszuhédndigen; dies entspricht den in der Praxis relevanten Fallen der
unmittelbaren Lieferung/Abholung der Materialien. Werden Bioabfalle und Gemische (iber
Zwischenstufen (z.B. Zwischenhandler/Makler) abgegeben, ist der vom Bioabfallbehandler
bzw. Gemischhersteller ausgestellte Original-Lieferschein durch den jeweiligen Zwischen-
Annehmer/-Abgeber zu erganzen und weiterzugeben. Letztlich wird der vollstandig ausgefiill-
te Original-Lieferschein beim Flachenbewirtschafter aufbewahrt.

Des Weiteren wird verdeutlicht, dass der Letzt-Abgeber, der den Bioabfall dem Flachenbe-
wirtschafter Uberlasst, die Mehrausfertigung des Lieferscheins unverzliglich den zusténdigen
Behorden Ubersendet. Diese Klarstellung ist erforderlich, da sich nicht zuletzt im Rahmen der
Uberpriifung PFT-belasteter Aufbringungsflichen gezeigt hat, dass Mehrausfertigungen den

zustandigen Behdrden ibermaBig verspatet oder gar nicht zugeleitet wurden.
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SchlieBlich haben sich die Uberpriifungen PFT-belasteter Aufbringungsflachen als schwierig
erwiesen, da den zustandigen Behdrden lber das Nachweisverfahren zwar die vorgesehene,
nicht jedoch die oftmals geanderte tatsachliche Aufbringungsflache bekannt war. Hier waren
teilweise sehr umfangreiche Recherchen erforderlich, PFT-belastete Flachen zu identifizieren.
Der Anregung von Landern und Vollzugsbehérden entsprechend ist eine Meldung der tat-
sachlichen Aufbringungsflache eingefiihrt worden. Danach hat der Flachenbewirtschafter die
tatsachliche Aufbringungsflache nicht mehr nur in seinen Unterlagen zu vermerken, sondern
auch durch Zusendung einer Mehrausfertigung des Lieferscheins den zustéandigen Behérden
mitzuteilen. Dieser zusatzliche Aufwand des Flachenbewirtschafters ist unter Berticksichti-
gung von Verhéltnismé&Bigkeitsgesichtspunkten fiir eine effektive Uberwachung im Rahmen
der Vorsorge geboten.

Gleichzeitig ist auch eine Erleichterung zu den Aufbewahrungspflichten der Unterlagen einge-
fuhrt worden, indem die Aufbewahrungszeit mit 10 statt bisher 30 Jahren bestimmt wird.
Dies ist ausreichend, da die zustandigen Behdrden aufgrund der Zuleitungspflichten der
Mehrausfertigungen des Lieferscheins nicht mehr ausschlieBlich auf die Unterlagen beim Fla-
chenbewirtschafter angewiesen sind.

In den Fallen der Eigenverwertung (§ 2 Nr. 6) sowie der Weiterverarbeitung und Aufbrin-
gung an der Anfallstelle (Anhang 1 Nr. 1 Spalte 3) kommt das Lieferscheinverfahren nicht zur
Anwendung. Diese Félle unterliegen nicht der BioAbfV (§ 1 Abs. 3 Nr. 2) bzw. es liegt keine
Abgabe bzw. Aufbringung von Bioabféllen aus anderen Herkunftsbereichen (Anfallstellen)

Vor.

Absatz 3 enthilt die Anderungen und Anpassungen fiir die Befreiungsmdglichkeiten bei Ver-
wendung und Abgabe glitegesicherter Bioabfalle und Gemische.

Nach dem Wortlaut dieser Bestimmungen kann von bestimmten Nachweispflichten (Vorlage
von Untersuchungsergebnissen, Lieferscheinverfahren nach Absatz 2) befreit werden. Des
Weiteren wird klargestellt, dass Befreiungen von den genannten Pflichten nicht nur insge-
samt, sondern auch von einzelnen Verpflichtungen erteilt werden kdnnen (z.B. Befreiung nur
von der Vorlage von Untersuchungspflichten, nicht jedoch vom Lieferscheinverfahren). Mit
dem neu eingefligten zweiten Satz wird verdeutlicht, dass in die Priifung der Befreiung auch
die Gltesicherungsbestimmungen des Tragers der Gilitegemeinschaft einzubeziehen sind;
Voraussetzung flir eine Befreiung ist, dass auch aufgrund der Bestimmungen des Tragers der
Gltegemeinschaft eine verbindliche und kontinuierliche Glitesicherung gewahrleistet ist.
Daneben stellt die Befreiung nach diesen Bestimmungen die zentrale Voraussetzung flr die

Inanspruchnahme der anderweitig in der BioAbfV zugelassenen Erleichterungen flir glitegesi-
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cherte Bioabfalle und Gemische dar (vgl. § 3 Abs. 7a, § 4 Abs. 6 und 9, auch in Verbindung
mit § 5 Abs. 2 sowie § 9 Abs. 2).

Zur Angleichung an die Freistellungs- und Privilegierungsbestimmungen in § 7 NachwV wer-
den nunmehr die Betriebe einbezogen, die in das EMAS-Register eingetragen sind. Somit
kdnnen Bioabfallbehandler und Gemischhersteller befreit werden, die Entsorgungsfachbetrieb
oder EMAS-zertifizierter Betrieb und (kumulativ) Mitglied einer Gltegemeinschaft sind. Wie
nach bislang geltender BioAbfV kann die zustandige Behoérde bei einer Befreiung von der
kumulativ erforderlichen Eigenschaft als Entsorgungsfachbetrieb oder EMAS-zertifizierter Be-
trieb absehen.

Mit Satz 4 werden die Bioabfallbehandler und Gemischhersteller verpflichtet, im Falle der
Befreiung vom Lieferscheinverfahren dem Flachenbewirtschafter die fiir ihn notwendigen
Angaben flr eine sachgerechte Aufbringung der Materialien mitteilen. Ferner wird die anstel-
le des Lieferscheinverfahrens vereinfachte listenméBige Ubermittlung der Daten an die zu-
stiandige Behorde auf ein halbjahrliches Intervall verkiirzt; bei den Uberpriifungen PFT-
belasteter Aufbringungsflachen hatte sich gezeigt, dass eine Kontrolle mit Angaben fir bis zu
einjahrig zurlickliegende Falle kaum mdglich ist.

SchlieBlich erfolgt eine Anpassung mit Dokumentationspflichten flir den Flachenbewirtschaf-
ter fur die Félle der Befreiung vom Lieferscheinverfahren. Da die zustdndigen Behdrden man-
gels Zusendung der Mehrausfertigungen des Lieferscheins wichtige Angaben bei Aufbringung
gltegesicherter Materialien (aufgebrachten Materialien, Aufbringungsmenge und tatsachliche
Aufbringungsflache) nicht erhalten, hat der Flachenbewirtschafter diese in seinen Betriebsun-

terlagen zu dokumentieren und der zustéandigen Behérde auf Verlangen vorzulegen.

Zu Nr. 13 - Anderung § 12 BioAbfV

Redaktionelle Anpassungen und Erganzungen der Ausnahmen fiir Bewirtschafter von Klein-

flachen im Hinblick auf die gednderten Nachweispflichten.

Zu Nr. 14 - Einfiigung § 12a neu BioAbfV

Mit der Einfligung dieser Bestimmung wird zundchst die in § 11 Abs. 3 Satz 3 der bisher gel-
tenden BioAbfV enthaltene Regelung (ibernommen; danach durften Bioabfallbehandler und
Gemischhersteller, die Mitglieder einer Glitegemeinschaft sind, bei Befreiung vom Liefer-

scheinverfahren die verkirzten Nachweise mittels elektronischer Datenverarbeitung erstellen.
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Aufgrund der mittlerweile auch in kleinen Betrieben vorhandenen Ausstattungen und Einrich-
tungen zur elektronischen Datenverarbeitung und -tbermittlung ist es jedoch sinnvoll und
dient der Erleichterung fiir die Verpflichteten und den Vollzug, den Einsatz der elektronischen
Datenverarbeitung generell fiir die Erstellung und Ubermittlung von Unterlagen nach BioAbfV
zu ermdglichen und in einer neuen Vorschrift zusammenzufassen. Im Rahmen dieser Novelle
soll jedoch - auch aus Kostengesichtspunkten - noch keine Verpflichtung und detailliertes
Verfahren fiir den umfassenden Einsatz der elektronische Datenverarbeitung und -tibermitt-
lung nach dem Vorbild der NachwV geregelt werden, sondern lediglich i.S.d. § 3a KrW-/AbfG
die Mdglichkeit hierfir erdffnet werden. Fir die Form (Format) der Daten und deren Zulei-
tung an die zustandige Behorde (z.B. Zuleitung der Mehrausfertigung des Lieferscheins als
pdf-Datei per E-Mail) ist stets die Zustimmung der Behérde erforderlich; dabei kann durch
entsprechende Nebenbestimmungen und Auflagen sichergestellt werden, dass beispielsweise
die libermittelten Unterlagen dem Verpflichteten auch zuzurechnen sind. SchlieBlich wird
sichergestellt, dass Unterlagen jederzeit in Klarschrift vorgelegt werden kdnnen, insbesonde-
re bei Kontrollen der Behdrden vor Ort.

Zu Nr. 15 - Neufassung § 13 BioAbfV

In § 13 wird im Wesentlichen eine redaktionelle Anpassung der BuBgeldvorschriften vorge-

nommen.

Neu eingefiihrt werden zwei Ordnungswidrigkeitentatbestande im Hinblick auf unter Umwelt-

und Vorsorgegesichtspunkten wichtige Verpflichtungen, bei deren Nichtbeachtung erhebliche

Schadigungen eintreten kdnnen und/oder eine Uberwachung verhindert oder zumindest

deutlich erschwert wird:

— Nr. 9a zur Abgabe bestimmter Bioabfalle (vgl. § 9a i.V.m. Anhang 1 Nr. 1 Spalte 3) ohne
Zustimmung der zusténdigen Behérde und

— Nr. 13 zur Dokumentationspflicht des Flachenbewirtschafters hinsichtlich der Flache bei

Aufbringung glitegesicherter Bioabfalle und Gemische.

Zu Nr. 16 - Einfiigung § 13a neu und 13b neu BioAbfV

§ 13a neu (Bestehende Anlagen)

Mit dem eingefiigten § 13a werden bei Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung bestehen-
de Behandlungsanlagen an die neuen Hygienisierungsvorgaben der BioAbfV angepasst, um

ein einheitliches Hygienisierungsniveau zu gewabhrleisten.
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Absatz 1 beregelt die bestehenden Behandlungsanlagen (oftmals Kompostierungsanlagen),
in denen bislang ausschlieBlich gemaB § 10 Abs. 1 oder 2 der bisher geltenden BioAbfV vom
Behandlungs- und Untersuchungserfordernis befreite Bioabfalle eingesetzt wurden; fiir diese
Anlagen kamen somit die Anforderungen des § 3 i.V.m. Anhang 2 nicht zur Anwendung.
Aufgrund der mit dieser Novellierung erfolgenden Einschrankungen des § 10 Abs. 1 i.V.m.
Anhang 1 hinsichtlich der befreiten Bioabfalle (s.0. zu Nr. 11) wird ein nicht unerheblicher
Teil dieser Behandlungsanlagen u.a. den Hygienisierungsvorgaben des § 3 und Anhangs 2
unterliegen, so dass bei diesen Anlagen eine Prozesspriifung nach den Vorgaben der BioAbfV
erforderlich ist.

Hierbei werden die entsprechenden Regelungsinhalte der bislang geltenden BioAbfV fiir die
im Jahre 1998 bestehenden Anlagen (vgl. § 3 Abs. 5 Satz 3 und Abs. 8 Satz 3) im Wesentli-
chen Gbernommen. Danach ist die Prozesspriifung nach den Vorgaben der BioAbfV innerhalb
von 18 Monaten nach Inkrafttreten dieser Anderungsverordnung durchzufiihren, sofern fiir
die Anlage oder das Behandlungsverfahren innerhalb der letzten finf Jahre keine vergleich-
bare Hygienepriifung durchgeflihrt wurde oder eine solche begonnen wurde und innerhalb
eines Jahres abgeschlossen wird. Des Weiteren sind der zustandigen Behoérde die entspre-

chenden Nachweise vorzulegen.

In Absatz 2 werden dem Absatz 1 entsprechende Reglungen fiir bestehende Pasteurisie-
rungsanlagen getroffen.

Mit Absatz 3 wird fiir alle bestehenden Behandlungsanlagen bestimmt, dass innerhalb von 12
Monaten die Vorgaben an die Prozessliberwachung (Behandlungstemperatur-/-zeitliiberwa-
chung einschl. der technischen Einrichtungen) und an die Priifungen der hygienisierten Bio-
abfalle nach den Vorgaben der novellierten BioAbfV einzuhalten sind.

§ 13b neu (Bereits durchgefiihrte Hygienepriifungen und Ausnahmezulassungen)

Mit dem neuen § 13b wird die Weitergeltung der nach bisher geltender BioAbfV durchgeflihr-
ten Anlagen-Hygienepriifungen, vergleichbarer Hygienepriifungen und hiervon erteilten Aus-
nahmen sowie die Anpassung der erteilten Ausnahmen von den Behandlungsliberwachungen

und Untersuchungspflichten an die neuen Hygienevorgaben geregelt.

Nach_Absatz 1 Satz 1 gelten die nach der bislang geltenden BioAbfV durchgefiihrten ,direk-
ten Prozesspriifungen™ als Prozesspriifungen nach den geanderten Hygienevorgaben weiter.

Da die Prozesspriifung gegentiber der bisherigen , direkten Prozesspriifung" eher Erleichte-
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rungen beinhaltet, ist ein neuer Anlagen-Priifungsdurchlauf nicht erforderlich. Die Weitergel-
tungsdauer entspricht den allgemeinen Vorgaben, wonach bei bereits gepriiften Anlagen
eine Prozesspriifung dann wieder durchzufiihren ist, wenn ein neues Verfahren eingesetzt
oder das Verfahren oder die Prozessflihrung technisch wesentlich geandert wird.

Gleiches gilt gemaB Satz 2 fiir die vergleichbaren Hygienepriifungen bei den im Jahre 1998
bestehenden Anlagen, welche in der bisher geltenden BioAbfV in § 3 Abs. 5 Satz 3 und

Abs. 8 Satz 3 geregelt waren.

In Absatz 2 werden die Bestimmungen zur Weitergeltung und Anpassung erteilter Ausnah-
mezulassungen von Anforderungen des Anhangs 2 aufgrund § 3 Abs. 3 Satz 2 der bisher
geltenden BioAbfV getroffen.

Nach Satz 1 gelten erteilte Ausnahmezulassungen fiir die bisherige , direkte Prozesspriifung"
langstens bis zum Einsatz eines neuen Behandlungsverfahrens oder wesentlicher technischer
Anderung des Verfahrens oder der Prozessfiihrung weiter. Somit kdnnen beispielsweise Ver-
garungsanlagen, bei denen seinerzeit eine Ausnahme fir die ,direkte Prozesspriifung® (Inbe-
triebnahmepriifung) mangels erforderlicher baulicher Ausfiihrungen erteilt wurde, auch nach
dieser Anderungsverordnung weiterbetrieben werden.

Nach Satz 2 sind die erteilten Ausnahmezulassungen von der bisherigen indirekten Prozess-
priifung (jetzt Prozessliberwachung) und von der bisherigen Endprifung der behandelten
Bioabfalle (jetzt Priifungen der hygienisierten Bioabfalle) im Regelfall durch die zustandige
Behorde auf langstens 12 weitere Monate zu befristen; danach sind die Anforderungen an
die Prozessliberwachung und Priifungen der hygienisierten Bioabfalle nach der novellierten
Fassung des § 3 i.V.m. Anhang 2 einzuhalten. Eine darliber hinaus gehende Weitergeltung
der Ausnahmezulassungen i.S.d. Satzes 2 ist fachlich nicht gerechtfertigt, da eine Anpassung
und Nachriistung der Behandlungsanlagen an die neuen Anforderungen mit verhaltnismagi-
gem Aufwand mdglich ist. Zudem sollen diese Sachverhalte an § 3 Abs. 3 Satz 2 der novel-
lierten BioAbfV angepasst werden, wonach Ausnahmezulassungen von Anforderungen des
Anhangs 2 nur noch hinsichtlich der Prozesspriifung (Inbetriebnahmepriifung) erteilt werden

kdnnen (s.0. zu Nr. 3).

Zu Nr. 17 - Neufassung Anhang 1 BioAbfV

Anhang 1 Nr. 1 (Teil a und b) enthalt die Auflistung der nach § 2 Nr. 1 definierten Bioabfalle.
In Nr. 2 dieses Anhangs sind alle ,,Nicht-Bioabfalle™ (andere, nicht biologisch abbaubare Ab-
falle sowie biologisch abbaubare und mineralische Materialien, die nicht dem Abfallrecht un-

terliegen) abschlieBend aufgefiihrt, die im Rahmen der BioAbfV zusammen mit Bioabfallen
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verwertet werden kdnnen (§ 2 Nr. 4 und 5). Dabei wird in Anhang 1 Nr. 2 bei den Materia-
lien nicht unterschieden, ob diese fiir eine gemeinsame Behandlung gem. § 2 Nr. 4 und/oder
fur eine Gemischherstellung gem. § 2 Nr. 5 verwendet werden. Eine solche Festlegung ist
nicht erforderlich; dass ein mineralisches Material nicht mitbehandelt wird (kompostiert, ver-

goren, pasteurisiert), versteht sich von selbst.

Wie nach bisher geltender BioAbfV handelt es sich bei den aufgefiihrten Bioabfallen und an-
deren Materialien um grundsatzlich fiir eine Verwertung auf Flachen geeignete Stoffe. Mit
der Auflistung in Anhang 1 wird - insbesondere im Hinblick auf Bioabfalle - nicht impliziert,
dass diese stets beispielsweise (iber die Biotonne zu erfassen sind oder der Betreiber der
Bioabfallbehandlungsanlage diese annehmen muss. Die tatsachlich vor Ort zu erfassenden
und verwertbaren Bioabfalle werden i.d.R. durch den 6&ffentlich-rechtlichen Entsorgungstra-
ger bzw. von ihm beauftragten Dritten in Abstimmung mit dem Behandlungsanlagenbetreiber
festgelegt, da hierbei z.B. die Entsorgungs-/Verwertungsstruktur, spezifische Behandlungsan-
lagenfaktoren usw. zu berticksichtigen sind.

In den Tabellen des Anhangs 1 Nr. 1 wurden die Materialien gestrichen, die nunmehr als
tierische Nebenprodukte der Verordnung (EG) 1774/2002 unterliegen und damit vom An-
wendungsbereich des KrW-/AbfG ausgenommen sind. Des Weiteren erfolgt eine Anpassung
des Anhangs 1 an die nach der Diingemittelverordnung (DUMV) zuldssigen Ausgangsmateria-
lien; soweit biologisch abbaubare Ausgangsmaterialien als Abfall anfallen kénnen, sind sie in
Nr. 1 des Anhangs 1 als Bioabfélle aufgelistet.

Aufgrund der im Rahmen der vorangegangenen fachlichen Diskussion mit Landern, Fachbe-
hérden und Fachverbanden geduBerten Anregung wird die Auflistung der Bioabfdlle in An-
hang 1 Nr. 1 in zwei Tabellen, Teil a und Teil b, aufgeteilt. Die Aufteilung orientiert sich am
Zustimmungserfordernis nach § 9a flir die Verwendung bestimmter Bioabfalle. Damit wird
eine bessere Ubersichtlichkeit erzielt und die ansonsten erforderlichen Einzelregelungen in

Spalte 3 fiir die jeweiligen Bioabfalle vermieden.

Der Aufbau des Anhangs 1 wird wie in der bisher geltenden BioAbfV beibehalten; bei Abfal-
len erfolgt die Sortierung nach der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV). Danach sind in Spal-
te 1 fir jede Tabellenzeile die Abfallschlissel und -bezeichnungen nach AVV aufgefiihrt. In
Spalte 2 werden die jeweiligen konkreten biologisch abbaubaren Abfallstoffe zugeordnet (wie
bisher in Anlehnung an den damaligen Abfallartenkatalog der Landerarbeitsgemeinschaft

Abfall). In Spalte 3 ist zur Information flir den jeweiligen Abfallschliissel nach Spalte 1 in
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Klammern der Herkunftsbereich der Bioabfalle anhand der Gruppeneinteilung (vierstellige
Kapitellberschrift) der AVV angegeben; des Weiteren werden Vorgaben fiir bestimmte Bio-

abfalle und Materialien fur die Verwertung im Rahmen der BioAbfV bestimmt.

Die Zuordnung der einzelnen Abfallstoffe in Spalte 2 zum jeweiligen Abfallschliissel in Spal-
te 1 wurde Uberarbeitet. Die Uberpriifung und Zuordnung der bislang enthaltenen Abfallstof-
fe und der aufgrund der Stofflisten der DUMV neu hinzugefligten Abfallstoffe erfolgt auf der
Grundlage des LAGA-Umsteigekatalogs, Stand 18.04.1997, 2. aktualisierte Auflage, und der
Stellungnahmen der Lander und Verbdnde zum Uberarbeitungsvorschlag Anhang 1 BioAbfV.
Aufgrund der in der AVV vorgegebenen Ordnung der Abfallschliissel nach Herkunftsbereichen
kdnnen Bioabfallstoffe in Spalte 2 des Anhangs 1 Nr. 1 mehrfach aufgefiihrt sein, wenn sie
im jeweiligen Herkunftsbereich anfallen kénnen (z.B. produktionsspezifischer Schlamm aus
der betriebseigenen Abwasserbehandlung, Inhalt von Fettabscheidern und Flotate). Eine im
Rahmen der vorangegangenen fachlichen Diskussion mit Landern, Fachbehdrden und Fach-
verbanden angeregte Ordnung nach Bioabfallen wiirde bedingen, dass in Spalte 2 samtliche
fur den Bioabfall zuzuordnende Abfallschllissel und in Spalte 3 - neben den bioabfallspezifi-
schen Bestimmungen - entsprechend samtliche Herkunftsbereiche (vierstellige Kapitelliber-
schriften der AVV) aufzufiihren wéren; eine Verbesserung der Ubersichtlichkeit wird hier-

durch nicht erzielt.

Die Zulassigkeit von Bioabfallen und Materialien zur Aufbringung auf Griinland gemaB Spal-
te 3 des Anhangs 1 wurde aus der bisher geltenden BioAbfV (ibernommen. Eine Uberpriifung
und Ausweitung der Bioabfalle und Materialien fiir die Griinlandaufbringung wird mit dieser

Novellierung nicht vorgenommen.

Die bislang flir einzelne Bioabfalle tierischen Ursprungs in Spalte 3 vorgegebene Pasteurisie-
rung bei Aufbringung dieser Bioabfalle auf Griinlandflachen wird aufgegeben, soweit diese
Materialien nicht ohnehin bereits als tierische Nebenprodukte in Anhang 1 gestrichen wur-
den. In Anhang 2 wurde die Pasteurisierung als Regelverfahren zur Hygienisierung der Bio-
abfalle aufgenommen. Dabei sind die im Uberarbeiteten Anhang 2 beschriebenen Hygienisie-
rungsverfahren grundsatzlich als gleichwertig anzusehen, um die seuchen- und phytohygie-
nische Unbedenklichkeit flir die Bioabfallverwertung zur gewahrleisten. Somit ist eine Zu-
satzbestimmung zur Hygienisierung von - den in Anhang 1 verbliebenen - Bioabfallen tieri-

schen Ursprungs nicht mehr erforderlich.
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Die durch Verordnung erfolgenden Befreiungen von Behandlungs- und Untersuchungspflich-
ten gem. § 10 Abs. 1 BioAbfV i.V.m. Anhang 1 fir die Verwertung bestimmter Bioabfalle
werden mit der Neufassung des Anhangs 1 insgesamt eingeschrankt, insbesondere flir Rin-
den, Griin- und Strauchschnitt (vgl. jeweils Spalte 3 bei Abfallschliissel 02 01 06, 02 01 07,
02 03 04, 02 07 04, 03 01 01, 03 03 01 und 20 02 01).

Fur die Verwertung von Rindenmaterialien sind Regelungen in den §§ 4 und 6 zur Anpassung
an die §§ 3 und 4 (jeweils Abs. 2 Nr. 2 Buchst. ¢) DUMV fAnmerkung: derzeit noch Ent-
wurf Neufassung DiiMV 2007, Stand 19.04.2007] neu aufgenommen, so dass - auch
in Anbetracht der teilweise hoheren Cadmiumgehalte - eine Verwertung im Rahmen der
BioAbfV weiterhin mdglich ist. Nach § 10 Abs. 1 i.V.m. Anhang 1 Spalte 3 (s. Abfallschlissel
02 01 07,03 01 01, 03 03 01 und 20 02 01) durfen Rinden weiterhin ohne Behandlung ver-
wendet und aufgebracht werden. Eine durch Verordnung erfolgende véllige Freistellung - wie
bislang auch von den Untersuchungspflichten - ist fachlich jedoch nicht gerechtfertigt; eine
Befreiung von Untersuchungen ist gem. § 10 Abs. 2 nur nach Behdrdenzulassung mdglich.
Des Weiteren hat die bisherige vollige Freistellung gemaB § 10 Abs. 1 flir Griin- und Strauch-
schnitt von den Behandlungs- und Untersuchungspflichten zu unerwiinschten Entwicklungen
dahingehend geflihrt, dass Kompostierungs- und Vergarungsanlagen mit groBer Durchsatz-
leistung ausschlieBlich diese Materialien verwerten. Es ist jedoch nicht vertretbar, diese Ma-
terialien in derartigen Mengen an den Anforderungen der BioAbfV vorbei, insbesondere ohne
jegliche Feststellung (Untersuchungen) zur Einhaltung der Hygienisierungsanforderungen,
auf Bdden aufzubringen, da Griin- und Strauchschnitt nicht von vornherein generell phytohy-
gienisch unbedenklich ist. Ebenso ist es nicht vertretbar, dass groBe Mengen behandelten
Griin- und Strauchschnitts ohne jegliche Schwermetalluntersuchungen aufgebracht werden.
Mithin sind die durch Verordnung erfolgenden Befreiungen gemaB3 § 10 Abs. 1 von allen Be-
handlungs- und Untersuchungspflichten bei diesen Materialien auf ein sachgerechtes MaB zu
reduzieren. Damit sollen Befreiungen oder die Verwertung bestimmter Bioabfalle nicht unter-
bunden bzw. erschwert werden, sondern es soll der zustandigen Behdrde die Méglichkeit
gegeben werden, fiir Befreiungen von bestimmten Behandlungs- und/oder Untersuchungs-
pflichten vorher priifen zu kénnen, ob dies gerechtfertigt ist. Insofern bleibt - wie nach gel-
tender BioAbfV - die Mdglichkeit unbenommen, dass die zustandige Behdrde nach § 10 Abs.
2 solche Befreiungen zuldsst.

Im Rahmen der Eigenverwertung von pflanzlichen Bioabfallen (§ 2 Nr. 6) bedarf es keiner
Befreiung und demzufolge auch keiner Regelungen in Spalte 3 (z.B. Weiterverarbeiten, wie
Mulchen, Hackseln, Kompostieren, und Aufbringen von Materialien an der Anfallstelle); bei
Vorliegen der Voraussetzungen unterliegt die Eigenverwertung nicht mehr den Regelungen
der BioAbfV (§ 1 Abs. 3 Nr. 2).
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Unter Nr. 3 (Bekanntmachungen sachverstandiger Stellen) wird aufgrund der in der Tabelle
in Spalte 3 bei einigen Materialien aufgefiihrten Verweise auf DIN-Normen deren Bezugs-

quelle und Archivierung angegeben.

Zu einzelnen Materialien:

Anhang 1 Nr. 1 (Bioabfalle)

a) Bioabfalle, die keiner Zustimmung zur Verwertung bedirfen
— Die in Abfallschliissel 02 01 03 , Abfélle aus pflanzlichem Gewebe" und 20 02 01 ,Biolo-

gisch abbaubare Abfalle" in Spalte 2 aufgefiihrten pflanzlichen Abfalle aus der Gewasser-

unterhaltung umfassen Bdschungsmahgut, Krautungsmaterialien der Gewassersohle,
pflanzliche Bestandteile der Gewassersedimente, Geholzschnitt usw., die im Rahmen der
Gewasserunterhaltung anfallen.

— Neu als Bioabfalle aufgenommen werden biologisch abbaubare Werkstoffe/Kunststoffe
(BAW) aus uberwiegend nachwachsenden Rohstoffen mit den Abfallschlisseln 02 01 04
~Kunststoffabfalle (ohne Verpackungen)", 15 01 02 ,Verpackungen aus Kunststoff* und
20 01 39 ,Kunststoffe®.

Bislang sind in Anhang 1 Nr. 1 nur BAW aus ausschlieBlich hachwachsenden Rohstoffen
als zulassige Bioabfalle aufgelistet. Aus rein nachwachsenden Rohstoffen hergestellte
BAW kdnnen praktisch nicht hergestellt werden, da sie nicht die fiir den jeweiligen Pro-
duktgebrauch erforderlichen Materialeigenschaften aufweisen; BAW werden daher regel-
maBig als sog. Blends (nachwachsende/fossile Rohstoffbasis) oder rein aus fossilen Roh-
stoffen hergestellt.

Zwar ist der Nutzen der BAW beispielsweise im Kompost im Rahmen der abfallrechtlichen
Verwertung eher vernachlassigbar, da sie sich bei der Kompostierung im Wesentlichen in
Wasser, CO, und eine geringe Menge humusartigen Materials zersetzen (das qilt aller-
dings auch flir BAW aus rein nachwachsenden Rohstoffen). Bei einer Vergarung wird zwar
aus BAW ein origindrer Biogasertrag gewonnen, jedoch werden BAW in Biogasanlagen
insbesondere aus anlagentechnischen Griinden kaum eingesetzt. Gleichwohl ist unter
umweltpolitischen Gesichtspunkten - insbesondere zur Férderung nachwachsender Roh-
stoffe, Nachhaltigkeitsgesichtspunkte, Klimaschutzaspekte, Chemikalienpolitik - eine brei-
tere Verwendung der BAW zum Ersatz von konventionellen Kunststoffen wiinschenswert.
Daher soll die Verwertung der BAW im Rahmen der BioAbfV ermdglicht werden; aus vg.
Griinden kann dies jedoch nur fir BAW zum Tragen kommen, die aus Uberwiegend nach-
wachsenden Rohstoffen hergestellt wurden. Die verschiedentlich geforderte Offnung der

BioAbfV fiir BAW unabhangig von der Rohstoffbasis, also auch flir solche aus rein fossilen
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Rohstoffen, kann allerdings aus vg. Griinden nicht gefolgt werden; der ausschlieliche Ge-
sichtspunkt der biologischen Abbaubarkeit ist hierfiir nicht ausreichend.

Somit werden BAW aus Uberwiegend nachwachsenden Rohstoffen als Bioabfalle in An-
hang 1 Nr. 1 BioAbfV aufgenommen, um die umweltpolitisch gewiinschte Erleichterung
der Marktchancen flir Produkte aus solchen BAW zu erreichen, indem sie nach Gebrauch
z.B. der Biotonne zugefiihrt werden kdnnen. Dabei sind nur solche BAW zur spateren
Verwendung als Bioabfalle zuldssig, die nach der Norm DIN EN 13432 ,Verpackung - An-
forderungen an die Verwertung von Verpackungen durch Kompostierung und biologischen
Abbau - Priifschema und Bewertungskriterien fiir die Einstufung von Verpackungen®™ oder
der im Jahr 2006 eingeflihrten Norm DIN EN 14995 , Kunststoffe - Bewertung der Kom-
postierbarkeit - Priifschema und Spezifikationen" zertifiziert worden sind (beide Normen
sind praktisch inhaltsgleich). Da diese Normen fiir den biologischen Abbau nicht zwischen
aeroben und anaeroben Verfahren unterscheiden, wird auch in Anhang 1 Nr. 1 BioAbfV
darauf verzichtet, so dass BAW-Abfalle auch in geeigneten Vergdrungs-/Biogasanlagen
eingesetzt werden kdnnen.

In Abfallschliissel 02 01 06 , Tierische Ausscheidungen, Giille/Jauche und Stallmist (ein-
schlieBlich verdorbenes Stroh), Abwasser, getrennt gesammelt und extern behandelt"
werden ,Geflligelkot" und ,Schweine- und Rindergiille" gestrichen, da diese ausschlieBlich
von Nutztieren stammen und damit der Verordnung (EG) 1774/2002 unterliegen. Die Ab-
fallart ,Mist™ wird zur Klarstellung in , Tierische Ausscheidungen, auch mit Einstreu™ gean-
dert. Der BioAbfV unterliegen jedoch nur tierische Ausscheidungen, die nicht von Nutztie-
ren i.S.d. Verordnung (EG) 1774/2002 stammen.

In der Vergangenheit flihrte insbesondere die Frage zu Diskussionen, inwieweit und wel-
che Pferde nach der Verordnung (EG) 1774/2002 als Nutztier- oder sog. Heimtiere einzu-
stufen sind mit der Folgefrage, ob Pferdemist der Glille-Definition nach der EG-Verord-
nung oder dem Abfallrecht und damit der BioAbfV unterliegt. Hierzu ist festzustellen, dass
die geltende Verordnung (EG) 1774/2002 im Hinblick auf die Nutztierdefinition eindeutig
ist. Danach wird in allen Sprachfassungen kumulativ die Nutzung der Tiere zur Erzeugung
von Lebensmitteln (wie Fleisch, Milch und Eiern) oder zur Gewinnung von Wolle, Pelzen,
Federn, Hauten oder anderen Erzeugnisse tierischen Ursprungs verlangt. Diese Vorausset-
zung ist beispielsweise bei Reit-, Kutsch- und Hobbypferden nicht gegeben; dies gilt auch
fur Pferde von Reiterhéfen, welche einem landwirtschaftlichen Betrieb angegliedert sind.
Pferdemist von Reittieren ist somit keine Giille im Sinne der Verordnung (EG) 1774/2002,
sondern ist anhand des Abfallrechts zu beurteilen; i.d.R. handelt es sich um Abfall und
damit um Bioabfall i.S.d. BioAbfV. Erst wenn die Verordnung (EG) 1774/2002, wie von der
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EU-Kommission angekiindigt, entsprechend gedndert wird, unterliegt Pferdemist generell
nicht mehr dem Anwendungsbereich des KrW-/AbfG.

Bei den Abfallschlisseln 02 01 07 ,Abfélle aus der Forstwirtschaft", 03 01 01 ,Rinden- und
Korkabfalle®™, 03 01 05 ,,Sédgemehl, Spane, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere mit
Ausnahme derjenigen, die unter 03 01 04 fallen", 03 03 01 ,Rinden- und Holzabfélle",

20 02 01 ,Biologisch abbaubare Abfalle® sowie den unter den Zusatzstoffen in Nr. 2 auf-
gefiihrten ,Nachwachsende Rohstoffe"™ wird jeweils in Spalte 3 geregelt, dass diese Bioab-
falle/Materialien nach entsprechender Zerkleinerung und Kompostierung auch auf Griin-
landflachen aufgebracht werden dirfen (fiir Rinden nur, wenn die Schadstoffgrenzwerte
nach § 4 Abs. 3 Satz 1 eingehalten werden). Ein GroBteil dieser Bioabfalle/Materialien fallt
in gréBerer stiickiger Form an, die jedoch weder in dieser Form fiir eine Grinlandaufbrin-
gung geeignet ist noch durch eine Kompostierung auf ein hierfiir akzeptables Maf3 abge-
baut werden kann. Daher wird als HochstmaB fiir die Stiickigkeit der Materialien im ferti-
gen Kompost eine maximale Gesamtkantenldange (dreidimensional) von 60 mm festgelegt,
die durch entsprechende Zerkleinerung oder Absiebung sicherzustellen ist.

Mit der Festlegung der dreidimensionalen Gesamtkantenléange wird das GesamtmaB der
Stlickigkeit, nicht einzelne Kantenlangen, begrenzt. Danach sind z.B. sowohl Stiicke in
Wiirfelform als auch langliche Zweigstlicke (Holzchen) verordnungskonform. Damit wird
eine im Hinblick auf eine Aufnahme durch Nutztiere erforderliche und hinsichtlich der Zer-
kleinerung oder Absiebung des Kompostes praxisorientierte Regelung getroffen.

Die Abfallschliissel 02 02 02 ,Abfalle aus tierischem Gewebe", 02 02 03 ,Fir Verzehr oder
Verarbeitung ungeeignete Stoffe", 02 02 99 , Abfalle a.n.g.", 02 05 01 ,Fir Verzehr oder
Verarbeitung ungeeignete Stoffe", 02 05 99 ,Abfalle a.n.g." und ,Eierschalen® (in Spal-

te 2) sind komplett zu streichen, da die in diesen Bereichen anfallende, in Spalte 2 aufge-
fuhrte Materialien stets tierische Nebenprodukte sind und damit der Verordnung (EG)
1774/2002 unterliegen.

Bei den Abfallschliisseln 02 03 04 ,Flr Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe"™ und
02 06 01 ,Fir Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe" wird flir bestimmte Materia-
lien tierischen Ursprungs in Spalte 2 auf die Abgrenzung der BioAbfV zur Verordnung (EG)
1774/2002 hingewiesen. Dabei ist zu beachten, dass solche Materialien mit Bestandteilen
tierischen Ursprungs nicht in jedem Fall der Verordnung (EG) 1774/2002 unterliegen. So-
fern die Bestandteile tierischen Ursprungs nicht charakteristisch und nur zu geringem An-
teil enthalten sind, unterfallen diese Materialien weiterhin der BioAbfV (z.B. Brot, Nudeln,
Kuchen, Geback, Schokolade usw., die als nicht wesentlichen Bestandteil Eier, Milch oder

tierisches Fett enthalten).
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— Beim Abfallschliissel 04 02 21 ,Abfalle aus unbehandelten Textilfasern®™ wird fir die Woll-
abfalle tierischen Ursprungs auf die Abgrenzung der BioAbfV zur Verordnung (EG)
1774/2002 hingewiesen. Damit wird klargestellt, dass Wollabfélle tierischen Ursprungs als
Produktionsabfalle der BioAbfV unterliegen; handelt es sich dagegen um Rohmaterialien
fur die Produktion, unterfallen Wollmaterialien tierischen Ursprungs als tierische Neben-
produkte der Verordnung (EG) 1774/2002.

— Beim Abfallschlissel 20 01 08 ,Biologisch abbaubare Kiichen- und Kantinenabfalle" wird
flr die Materialien tierischen Ursprungs in Spalte 2 auf die Abgrenzung der BioAbfV zur
Verordnung (EG) 1774/2002 hingewiesen. Dabei ist zu beachten, dass solche Materialien
tierischen Ursprungs als Kiichen- und Speiseabfalle nur dann vom Anwendungsbereich der
Verordnung (EG) 1774/2002 erfasst sind, wenn sie einer Biogasanlage oder der Kompos-
tierung zugefiihrt werden [Art. 1 Abs. 2 Buchst. e) Unterbuchst. iii)]. Sofern - im eher
theoretischen Fall - die Materialien tierischen Ursprungs einer anderweitigen Behandlung
(Hygienisierung) zugeftlihrt und beispielsweise nach § 10 Abs. 2 BioAbfV ohne weitere Be-
handlung verwertet werden, unterliegen auch sie als Bioabfalle der BioAbfV.

— Beim Abfallschliissel 20 01 25 ,Speisedle und -fette" wird flir die getrennt gesammelten
Speisedle und -fette tierischen Ursprungs auf die Abgrenzung der BioAbfV zur Verordnung
(EG) 1774/2002 hingewiesen. Dabei ist zu beachten, dass Speisedle und -fette tierischen
Ursprungs als Kiichen- und Kantinenabfalle (z.B. benutztes Frittier- oder Bratfett) oder als
Uberlagerte Lebensmittel (z.B. nach abgelaufenem Haltbarkeitsdatum) anfallen kénnen.
Speisedle und -fette tierischen Ursprungs als Kiichen- und Kantinenabfalle (Klichen- und
Speiseabfille) sind nur dann vom Anwendungsbereich der Verordnung (EG) 1774/2002
erfasst, wenn sie einer Biogasanlage oder der Kompostierung zugefiihrt werden [Art. 1
Abs. 2 Buchst. e) Unterbuchst. iii)]. Sofern - im eher theoretischen Fall - solche Speisetle
und -fette tierischen Ursprungs als Klichen- und Kantinenabfalle einer anderweitigen Be-
handlung (Hygienisierung) zugefiihrt und beispielsweise nach § 10 Abs. 2 BioAbfV ohne
weitere Behandlung verwertet werden, unterliegen auch sie als Bioabfalle der BioAbfV.
Speisedle und -fette tierischen Ursprungs als lberlagerte Lebensmittel unterliegen stets
als tierische Nebenprodukte der Verordnung (EG) 1774/2002.

— Beim Abfallschliissel 20 03 01 ,,Gemischte Siedlungsabfalle® (getrennt erfasste Bioabfalle,
»Biotonne™) wird fiir die Materialien tierischen Ursprungs in Spalte 2 auf die Regelung des
§ 3 TierNebV hingewiesen. Danach sind die Vorschriften der BioAbfV flir Kiichen- und
Speiseabfille der Kategorie 3 anzuwenden, die in privaten Haushaltungen anfallen und in
einer Biogas- oder Kompostierungsanlage behandelt werden (mithin also grundsatzlich
der Verordnung [EG] 1774/2002 unterliegen).
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b) Bioabfille, die einer Zustimmung nach § 9a zur Verwertung bediirfen

Bei den Abfallschliisseln 02 02 04 ,,Schldamme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung®
und 02 03 05, 02 04 03, 02 05 02, 02 06 03, 02 07 05, Schlamme aus der betriebseigenen

Abwasserbehandlung" wird in Spalte 2 klargestellt, dass es sich hierbei ausschlieBlich um den

jeweiligen produktionsspezifischen Schlamm aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung
handelt. Des Weiteren wurde die bisherige Zusammenfassung der Abfallschllissel aufgeldst
und in der Reihenfolge der Abfallschliissel einzeln eingefiigt.

Zunachst ist darauf hinzuweisen, dass Materialien tierischen Ursprungs, die in der betriebsei-
genen Abwasserbehandlung anfallen, unabhangig vom Herkunftsbereich nicht mehr vom
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) 1774/2002 erfasst sind und damit als Bioabfalle
der BioAbfV unterliegen.

In der Vergangenheit wurde diskutiert, ob solche Schlamme aus der betriebseigenen Abwas-
serbehandlung als Bioabfall der BioAbfV oder als Klarschlamm der AbfKIarV unterliegen. Zwar
sind diese produktionsspezifischen Abwasserreinigungsschldmme in Anhang 1 Nr. 1 BioAbfV
aufgefiihrt und i.V.m. § 2 Nr. 1 als Bioabfalle definiert, dagegen wurde jedoch auf die Richt-
linie 91/271/EWG Uber die Behandlung von kommunalem Abwasser hingewiesen. In An-
hang III dieser Richtlinie sind die Abwasser aus diesen industriellen Herkunftsbereichen auf-
gelistet, woraus hergeleitet wurde, dass sie als mit kommunalen Abwassern vergleichbar und
demzufolge daraus resultierende Abwasserreinigungsschlamme auch als mit kommunalen
Klarschlammen vergleichbar anzusehen sind.

Hierzu ist festzustellen, dass ein Material nicht gleichzeitig als Bioabfall der BioAbfV und als
Klarschlamm der AbfKlarV unterliegen kann. Mit der Entscheidung des Verordnungsgebers
der BioAbfV sind diese Schlamme den Bioabfallen zugeordnet und damit ausdriicklich aus
dem Anwendungsbereich der AbfKlarV herausgenommen worden. Dem steht rechtssystema-
tisch auch nicht die vg. EG-Richtlinie entgegen, da mit einer Richtlinie nicht ein spezieller
Rechtsbereich fiir die nationale Umsetzung festgelegt werden kann. Zudem ist die vg. EG-
Richtlinie ausweislich ihres Regelungszwecks und -gegenstandes (vgl. insbesondere Artikel 1
und 13) als Grundlage flir die Zuordnung der aus diesen Abwassern resultierenden Reini-
gungsschlammen als Bioabfall oder Klarschlamm nicht geeignet.

Daneben ist auch aus sachlichen Griinden die Zuordnung solcher Schldamme unter den An-
wendungsbereich der BioAbfV zutreffend. Diese produktionsspezifischen Abwasserreini-
gungsschlamme sind mit ihrer definierten Herkunft aus einem Betrieb bzw. Produktionsbe-
reich insbesondere im Hinblick auf die stoffliche Zusammensetzung und Schadstoffbelastung
nach Art, Beschaffenheit und Herkunft nicht vergleichbar mit kommunalen Klarschlammen
und deren unterschiedlichen Eintragspfaden und heterogenen stofflichen Zusammensetzung.

Dass lediglich ein gleicher oder ahnlicher Aggregatzustand dieser Bioabfalle mit Klarschlam-
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men vorliegt, begriindet nicht von vornherein eine Zuordnung zum Regelungsbereich einer
bestimmten Verordnung. Diese Auffassung wird auch durch die Entscheidung der Kommissi-
on vom 03.11.2006 zur Festlegung Uberarbeiteter Umweltkriterien und der damit verbunde-
nen Beurteilungs- und Priifanforderungen fiir die Vergabe des EG-Umweltzeichens fiir Bo-
denverbesserer (2006/799/EG) gestiitzt. In Nr. 1.2 des Anhangs dieser Entscheidung wird
zwischen ,Klarschlamm®" einerseits und ,andere Schlamme" (Schlamme aus dem spezifischen
Produktionsprozess) andererseits unterschieden; unter die ,anderen Schlammen" werden
die in Anhang 1 Nr. 1 BioAbfV bei den entsprechenden Abfallschlisseln aufgefiihrten produk-
tionsspezifischen Abwasserreinigungsschlamme zugeordnet.

Mithin sind in Anhang 1 Nr. 1 BioAbfV aufgefiihrten produktionsspezifischen Schlamme aus
der betriebseigenen Abwasserbehandlung Bioabfall und unterliegen nicht als Klarschlamm
der AbfKlarV.

Anhang 1 Nr. 2 (,,Nicht-Bioabfalle")

In diesem Teil des Anhangs 1 sind alle anderen, nicht biologisch abbaubaren (mineralischen)

Abfalle sowie biologisch abbaubare Materialien und mineralische Stoffe, die nicht dem Abfall-
recht unterliegen, fiir eine gemeinsame Behandlung mit Bioabféllen (§ 2 Nr. 4) und fir die
Herstellung von Gemischen (§ 2 Nr. 5) abschlieBend aufgefiihrt. Die hiernach zuldssigen Ma-
terialien ergeben sich im Wesentlichen aus der Verordnung (EG) 1774/2002 und der DUMV.
Hierbei werden zunachst die anderen Abfalle in der gleichen Reihenfolge wie die Bioabfalle in
Anhang 1 Nr. 1 nach Abfallschliissel und -bezeichnung gemaB AVV aufgelistet.

Weiterhin sind neben den zugelassenen Diingemitteln gemaB der DMV auch die dort in den
Tabellen der Anlage 2 der DUMV aufgelisteten Ausgangsstoffe flir eine Verwertung zusam-
men mit Bioabfallen zugelassen. Die Ausnahme von Klarschlamm ergibt sich aus § 1 Abs. 3
Nr. 3 BioAbfV, wonach flir Klarschlamme unabhdngig von der Menge die Anwendung der
AbfKIarV Vorrang hat. In bestimmten Fallen kann ein in den Tabellen der Anlage 2 DUMV
gelisteter Ausgangsstoff auch als Abfall anfallen; flir diese Falle wird in Spalte 1 darauf hin-
gewiesen, dass die Zuordnung zu einer Abfallbezeichnung im Einzelfall erfolgt.

Des Weiteren sind gemaB Verordnung (EG) 1774/2002 alle Materialien der Kategorie 3 (vgl.
Artikel 6 der EG-Verordnung) und von den Materialien der Kategorie 2 Magen- und Darmin-
halte, Panseninhalte und Glille zur Verwertung mit Bioabfallen im Rahmen der BioAbfV zulds-
sig.

Hiervon ausgenommen ist Milch der Kategorie 2. Dabei handelt es sich um Milch, die nach
Art. 5 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung (EG) 1774/2002 gemeinschaftsrechtlich festgesetzte
Hdchstwerte an Riickstdnden von bestimmten Tierarzneimitteln und Kontaminanten (z.B.

Hormonen) Uberschreitet und damit fiir den menschlichen Verzehr nicht mehr zugelassen ist.
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Hierbei wird in vg. Vorschrift auf die Listen mit Tierarzneimittel-Riickstanden und Kontami-
nanten gemaB Richtlinie 96/23/EG lber KontrollmaBnahmen hinsichtlich bestimmter Stoffe
und ihrer Riickstdande in lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen verwiesen. Die hdchst-
zulassigen Gehalte dieser Tierarzneimittel-Riicksténde und Kontaminanten sind in der Ver-
ordnung (EWG) 2377/90 zur Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens flr die Festsetzung
von Hochstmengen fiir Tierarzneimittelrlickstande in Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs
festgesetzt. Milch der Kategorie 2 (iberschreitet diese festgesetzten Hochstwerte, dabei ist
das MaB der Uberschreitung nach oben hin offen.

Zwar ist Milch der Kategorie 2 nach der Verordnung (EG) 1774/2002 fiir eine Verarbeitung in
Biogasanlagen auch zum Zwecke der Aufbringung auf Béden grundsatzlich zugelassen. Dabei
ist jedoch zu beriicksichtigen, dass die EG-Verordnung ausschlieBlich veterinarrechtliche,
insbesondere seuchenhygienische Anforderungen fiir die Verwendung tierischer Nebenpro-
dukte regelt. Abfallrechtliche, bodenschutzrechtliche und diingerechtliche Anforderungen
werden mit dieser Verordnung nicht geregelt.

Aus abfallrechtlicher Sicht ist eine Verwertung hemmstoffhaltiger Milch der Kategorie 2 in
Biogasanlagen und anschlieBender Aufbringung der Garreste auf den Boden jedoch proble-
matisch und kann daher zur Mitverwertung im Rahmen der BioAbfV nicht zugelassen wer-
den. Dies entspricht auch den diingerechtlichen Regelungen (DiMV), wonach Milch der Ka-
tegorie 2 kein zuldssiges Ausgangsmaterial ist.

Tierarzneimittel-Rlickstande, Hormone usw. werden durch die biologische Behandlung z.B. in
einer Biogasanlage praktisch nicht abgebaut, sondern verbleiben nahezu in ihrer absoluten
Menge im Garrest; aufgrund der durch die Vergarung erfolgenden Volumenreduzierung des
Materials findet sogar eine Aufkonzentrierung dieser Hemmstoffe/Kontaminanten im Garrest
statt. Unabhdngig von dem in der BioAbfV verankerten Verdiinnungs- und Verschneidungs-
verbot ist zudem davon auszugehen, dass sich die Anlieferung von Milch der Kategorie 2 auf
einige Biogasanlagen beschrankt, so dass eine Konzentrierung der angelieferten Mengen
dieser Milch an wenigen Biogasanlagen und damit eine weitere Aufkonzentrierung der prob-
lematischen Inhaltsstoffe erfolgt. Eine Aufbringung dieser kumulierten Riickstéande auf Boden
steht einer ordnungsgemaBen und schadlosen Kreislaufwirtschaft entgegen und ist daher
nicht vertretbar. Dabei ist zu berticksichtigen, dass die Bioabfallverwertung zu einem groBen
Teil auf landwirtschaftlich und gartnerisch genutzten Béden und damit im besonders sensib-
len Bereich der Lebensmittelproduktion erfolgt.

Eine Mitverwertung von Milch der Kategorie 3 ist im Rahmen der BioAbfV dagegen mdglich,
auch wenn sie solche Hemmstoffe - jedoch unterhalb der festgesetzten Hochstwerte gemafi
Verordnung (EWG) 2377/90 - enthalt und daher auch flir den menschlichen Verzehr zugelas-

sen war (z.B. Uberlagerte, abgelaufene Milch).
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SchlieBlich sind in Anhang 1 Nr. 2 verschiedene Materialien aufgenommen, die Ublicherweise
zielgerichtet hergestellt bzw. gewonnen werden und damit als Produkte nicht dem Abfall-

recht unterliegen.

Zu Nr. 18 - Neufassung Anhang 2 BioAbfV

Der neugefasste Anhang 2 BioAbfV griindet sich auf einen entsprechenden Uberarbeitungs-
vorschlag, welcher von einer Arbeitsgruppe beim Kuratorium flir Technik und Bauwesen in
der Landwirtschaft e.V. (KTBL) ausgearbeitet wurde. Hierbei wurden, um mdglichst alle Be-
reiche einzubeziehen, Vertreterinnen und Vertreter der Wissenschaft (Seuchenhygiene und
Phytohygiene), der Fachverbande, Anlagenbetreiber, Anlagenbauer, der Lander und der be-
teiligten Bundesbehérden (BMU, BMELV und Umweltbundesamt) sowie weitere Experten zu
spezifischen Einzelfragen beteiligt.

Die im Uberarbeiteten Anhang 2 beschriebenen Hygienisierungsverfahren sind grundsatzlich
als gleichwertig anzusehen. Mit allen Verfahren kann nach heutigem Kenntnisstand bei Ein-
haltung der vorgegeben und festgelegten Anforderungen sowie bei ordnungsgemaBem Be-
trieb die seuchen- und phytohygienische Unbedenklichkeit flir die Bioabfallverwertung ge-

wabhrleistet werden.

Der Aufbau des Anhangs 2 orientiert sich am vorgesehenen Behandlungsverfahren zur Hy-
gienisierung der Bioabfalle. Dem liegt der Gedanke zugrunde, dass eine Behandlungsanlage
mit einem bestimmten Hygienisierungsverfahren geplant und bei entsprechender Durchsatz-
leistung bei der zustdandigen Behdrde die Genehmigung beantragt wird. Ausgehend von den
Hygienisierungsverfahren in Nr. 2 wird der Anwender mit den Ausflihrungen und vollstandi-
gen Verweisen zu allen flir das jeweilige Hygienisierungsverfahren zu beachtenden Bestim-

mungen in Anhang 2 ,geleitet".

Wie bereits im bisherigem Anhang 2 wird in Nr. 1 klargestellt, dass die Anforderungen an die
Hygienisierung der Bioabfalle auch fiir andere geeignete biologisch abbaubare Materialien
(z.B. Giille, nachwachsende Rohstoffe [sog. NawaRo]) gelten, wenn diese zusammen mit
den Bioabfallen in der Hygienisierungsanlage behandelt werden. Werden beispielsweise Bio-
abfdlle zusammen mit Gille oder NawaRo in einer thermophilen Biogasanlage behandelt,
wodurch die Bioabfalle hygienisiert werden, unterliegen auch Giille und NaWaRo dem voll-

standigen Behandlungs- und Priifprogramm zur Hygienisierung.
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Weitere Behandlungen bereits hygienisierter Bioabfalle (z.B. in einer mesophil betriebenen
Vergarungs-/Biogasanlage) unterliegen demgegeniiber nicht mehr den Bestimmungen des
Anhangs 2, da solche Behandlungen nicht der Hygienisierung, sondern einem anderen Zweck

dienen (Biogaserzeugung, biologische Stabilisierung/Organikabbau).

In Nr. 2 sind die zuldssigen Hygienisierungsverfahren mit den jeweiligen grundsatzlichen

Anforderungen und Verweisen auf die spezifischen Bestimmungen zur Prozessfiihrung der
Behandlung, zur Prozesspriifung (einmalige Inbetriebnahmepriifung der Behandlungsanla-
ge), zur Prozessiiberwachung (Uberwachung der Behandlungstemperatur und -dauer) und
zu den Priifungen der hygienisierten Bioabfalle (regelmaBige Prifungen nach der Behand-

lung) dargestellt.

Als eigenstandiges Hygienisierungsverfahren wird die Pasteurisierung neu aufgenommen

(Nr. 2.2.1). Damit werden Entwicklungen berlicksichtigt, wonach z.B. Bioabfalle in Gemein-
schaftsanlagen pasteurisiert und anschlieBend in mesophilen Biogasanlagen i.d.R. zusammen
mit anderen geeigneten biologisch abbaubaren Materialien wie etwa Giille eingesetzt wer-
den. Eine Pasteurisierung kann unabhangig von einer weiteren Behandlung vorgenommen
werden, z.B. durch den Abfallerzeuger, durch den Betreiber einer (mesophilen) Biogasanlage
oder einen Dritten. Es spielt auch keine Rolle, zu welchem Zeitpunkt die Pasteurisierung der
Bioabfalle erfolgt, sie kann vor oder nach einer anderweitigen Behandlung (z.B. mesophile
Vergarung) durchgeflihrt werden.

Fir die Pasteurisierung wird eine HochstteilchengréBe vorgegeben, die im Regelfall nur durch
mechanische Zerkleinerung des Materials erreicht werden kann. Diese GréBenordnung ist
erforderlich, damit in der vorgegebenen Zeit bei der angegebenen Temperatur die flir eine
Inaktivierung potentieller Krankheitserreger notwendige Temperatur im Kern jedes Teilchens
erreicht wird. In Anlehnung an die Verordnung (EG) 1774/2002, wonach das MaB der Teil-
chengréBe nicht als einzelne Kantenldange und somit nicht als ,Wirfel* beschrieben ist, wird
das MaB der TeilchengréBe so bemessen, dass es zweidimensional mit einer Kantenlange
von jeweils 12 mm nicht Uberschritten werden darf. Hiernach sind z.B. Hautstreifen mit ei-
nem Breiten- und DickenmaB von jeweils maximal 12 mm, unabhdngig von der Lénge des

Streifens, verordnungskonform.

Gegenliber den Vorgaben des bisherigen Anhangs 2 konnte fiir die aerobe Behandlung

(Kompostierung) (Nr. 2.2.2) die Anforderung an die Prozessflihrung bei héheren Temperatu-

ren reduziert werden. So haben Ergebnisse von Prozesspriifungen gezeigt, dass eine zu-
sammenhangende Einwirkzeit von drei Tagen mit der bislang schon vorgegeben Behand-

lungstemperatur von 65 °C (60 °C bei geschlossenen Systemen) im gesamten Rottekdrper
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ausreichen, um eine vollstandige Eliminierung der vorgeschriebenen Indikatororganismen zu

erzielen. Die sonstigen Anforderungen an die Prozessflihrung bleiben unverandert.

Flr die Prozessflihrung bei Hygienisierung der Bioabfalle in anaeroben Behandlungsanlagen

(thermophile Vergarungs-/Biogasanlagen) (Nr. 2.2.3) sind die Vorgaben zur erforderlichen

Temperatur sowie zur Mindestverweilzeit der Bioabfalle im Fermenter iberarbeitet worden.
So ist nunmehr eine im thermophilen Bereich erforderliche Hygienisierungstemperatur von
mindestens 50 °C bestimmt.

Die Mindesttemperatur von 50 °C wird aus seuchenhygienischer wie phytohygienischer Sicht
als ausreichend fir eine hinreichende Hygienisierung angesehen. Die Beibehaltung der bis-
lang festgelegten Mindesttemperatur von 55 °C beinhaltet zwar eine gréBere Sicherheits-
spanne im Hinblick auf die Einhaltung des thermophilen Temperaturbereichs, jedoch keinen
Sicherheitsgewinn fir die Hygienisierung bei technisch einwandfreiem Betrieb der thermophi-
len Vergarungsanlage. Die Mindesttemperatur von 50 °C darf als untere Temperaturgrenze
in keinem Fall unterschritten werden; in der Praxis bedeutet dies, dass fiir ein sicheres Ein-
halten eine um mindestens 2 - 3 °C hdhere Temperatur eingestellt werden muss, um be-
triebsbedingte Temperaturschwankungen auszugleichen. SchlieBlich sind neben der Behand-
lungstemperatur, die ggf. hdher ist als die Mindesttemperatur, auch die Mindestverweilzeit
des Materials im Biogasfermenter flir die Hygienisierung relevant; beide Parameter werden
bei bestandener Prozesspriifung in der Anlage flir eine hinreichende Hygienisierung festge-
stellt und sind im Regelbetrieb der Anlage einzuhalten.

Die Vorgabe der starren Mindestverweilzeit von 24 Stunden im bisherigen Anhang 2 berlick-
sichtigte die Praxis des Biogasanlagenbetriebs nur unzureichend. So konnte die vorgeschrie-
bene Mindestverweilzeit je nach Konfiguration des Anlagenbetriebs (z.B. kontinuierlicher Be-
trieb) durch Beschickung und Entnahme in kiirzeren Intervallen naturgemaf nicht eingehal-
ten werden, was eine Ausnahmezulassung nach § 3 Abs. 3 Satz 2 BioAbfV erforderte. Daher
ist die Mindestverweilzeit der Bioabfalle nach den neuen Bestimmungen anlagenspezifisch
festzulegen (vgl. Nr. 2.2.3.2 mit Verweisen). Dabei kann die Mindestverweilzeit anlagentech-
nisch - ohne Eingriffsmdglichkeit und Uberlauf - mittels einer hydraulischen Absperrung in-
nerhalb des Beschickungsintervalls vorgegeben sein. Sofern dies nicht der Fall ist, muss die
Mindestverweilzeit zur sicheren Beurteilung der seuchen- und phytohygienischen Wirksam-
keit von Behandlungsanlagen ermittelt werden; die Kenntnis der kiirzesten Aufenthaltszeit
von Flussigkeiten oder der Festphase im Garbehalter in Abhangigkeit der jeweils angewand-
ten Inputmaterialien ist unabdingbar, da ansonsten die fiir eine Inaktivierung der Krank-
heitserreger relevante Einwirkungsdauer von Temperatur und keimabtétenden Kofaktoren
zur Beurteilung des Prozesses fehlt. Hierfiir wird die Traceruntersuchung neu eingefiihrt.

Dabei wird das zu vergarende Substrat vor der Zugabe in den Fermenter mit Indikatoren
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(Tracer) markiert. Die ermittelte Zeitspanne bis zur letzten Probe ohne Befund vor erstmali-
gem Nachweis des Tracers am Austrag des Garbehalters stellt die Mindestverweilzeit des zu
vergdrenden Materials im Fermenter dar.

Die so festgelegte Mindestverweilzeit ist zusammen mit der Hygienisierungstemperatur fiir
die Prozesspriifung zur Uberpriifung der der Anlage auf Wirksamkeit des Hygienisierungsver-
fahrens zu verwenden. Wird damit die Prozesspriifung bestanden, diirfen diese Mindestver-
weilzeit und Hygienisierungstemperatur im sténdigen Anlagenbetrieb nicht unterschritten

werden.

Mit der unter Nr. 2.2.4 ebenfalls neu eingeflihrten anderweitigen Behandlung zur Hygienisie-

rung nach Zulassung durch die zusténdige Behdrde soll der technischen Entwicklung Rech-
nung getragen werden. Fir die gleichwertige Wirksamkeit bei anderweitiger Behandlung zur
Hygienisierung ist der MaBstab des Anhangs 2 zugrundezulegen. Das bedeutet, dass mit die-
ser anderweitigen Hygienisierungsbehandlung eine anhand der beschriebenen Verfahren
(Pasteurisierung, aerobe Behandlung, anaerobe Behandlung) entsprechende Reduktion seu-
chen- und phytohygienisch relevanter Pathogene erreicht werden muss. Dies ist im Regelfall
mit den in Anhang 2 beschriebenen seuchen- und phytohygienischen Testorganismen und
Grenzwerten nachzuweisen. Sofern eine Verwendung dieser Testorganismen aufgrund des
anderweitigen Hygienisierungsverfahrens nicht moglich ist oder die anderweitige Hygienisie-
rung eine Anwendung anderer Testorganismen bzw. Indikatoren beinhaltet, ist die Gleich-
wertigkeit zu den in Anhang 2 beschriebenen Testorganismen und Grenzwerten/Reduktionen
nachzuweisen. Da naturgemaB keine konkreten Kriterien flir anderweitige Hygienisierungs-
behandlungen in diesem Anhang festgelegt werden kdnnen, sind flr die Zulassung des Ver-
fahrens die Anforderungen im Einzelfall gemessen an den Hygienisierungsanforderungen des
Anhangs 2 festzulegen.

In Nr. 3 werden die durchzufiihrenden Priifungen der seuchen- und phytohygienischen Un-

bedenklichkeit beschrieben.

Mit der Prozessprifung (bisher ,direkte Prozessprifung®) wird die einzelne Behandlungsanla-

ge auf die Wirksamkeit des Hygienisierungsverfahrens einmalig bei Neuerrichtung der Anla-
ge, Einsatz eines neuen Verfahrens oder wesentlicher Anderung tiberpriift (vgl. Nr. 3.1.1).
Dazu werden mit dem Bioabfall seuchen- und phytohygienisch relevante Test- und Indika-
tororganismen in die Anlage eingebracht und anhand von Untersuchungen der behandelten
Materialien Uberpriift, ob durch die Hygienisierung die Testorganismen abgetétet bzw. inakti-
viert worden sind.

Fir eine anderweitige Behandlung zur Hygienisierung nach Nr. 2.2.4 sind die Anforderungen

an die Prozesspriifung - wie oben dargestellt - im Einzelfall zu bestimmen und zu beschrei-
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ben.

Die Prozessprifung gilt als bestanden, wenn die in Nr. 4 vorgegebenen Grenzwerte fir die
Seuchenhygiene und Phytohygiene in den zwei aufeinander folgenden Untersuchungsgangen
jeweils nach dem fiir die Hygienisierung relevanten Verfahrensschritt nicht tberschritten
werden. Fir die Verwendung der hygienisierten Bioabfalle bis zum erfolgreichem Abschluss
der Prozessprifung wird bestimmt, dass die Materialien aus der Behandlungsanlage zur Hy-
gienisierung mit Zustimmung der zustandigen Behdrde zur Verwertung abgegeben werden,
wenn u.a. die Prozessiiberwachung durchgefiihrt wurde. Dies bedeutet flir Kompostierungs-
anlagen, dass die vollsténdigen Anforderungen an die Prozessfiihrung eingehalten wurden.
Bei Vergarungs-/Biogasanlagen kann die Behandlungstemperatur nicht herangezogen wer-
den, da diese erst im Rahmen der Prozesspriifung ermittelt wird. Hinsichtlich der Mindest-
verweilzeit muss auf die Angaben des Anlagenherstellers/-planers (Vergleichsanlagen, Vor-
versuche) bzw. die Ergebnisse der Traceruntersuchung zuriickgegriffen werden.

Bei Pasteurisierungsanlagen ist eine Prozessprifung nach Nr. 2.2.1.2 nicht erforderlich.

Flir Kompostierungsanlagen wurden die Regelungen zur Prozesspriifung gegeniiber dem
bisherigen Anhang 2 nicht geandert (vgl. Nr. 3.1.1 und 3.1.2).
Fir die Mietenkompostierung und flir andere Kompostierungsverfahren werden die einzuhal-

tenden Anforderungen an die Prozesspriifung in Nr. 3.1.2.1 und 3.1.2.2 naher beschrieben.

Fir kleinere Kompostierungsanlagen (Anlagenkapazitat max. 3000 Tonnen/Jahr) sind Redu-

zierungen der Untersuchungsvorgaben vorgesehen.

Die Vorgaben zur Prozesspriifung von Vergarungs-/Biogasanlagen wurden weitgehend (iber-
arbeitet (vgl. Nr. 3.1.3).

Bei Vergarungs-/Biogasanlagen sind gegeniiber Kompostierungsanlagen fiir die Inaktivierung
der Testorganismen verfahrensbedingt weniger Prozessabschnitte als reprasentativ anzuse-
hen (vier verschiedene Stellen im Fermenter), so dass die Anzahl der einzubringenden und
zu untersuchenden Proben gegeniiber dem bisherigen Anhang 2 reduziert wird. Die Testor-
ganismen werden flir die technisch vorgegebene oder mit Traceruntersuchung nachgewiese-
ne Mindestverweilzeit (Ausflihrungen hierzu s.0.) in die flir die thermische Inaktivierung re-
prasentative Prozessabschnitte eingebracht.

Fir kleinere Biogasanlagen (Anlagenkapazitat max. 3000 Tonnen/Jahr) sind Reduzierungen
der Untersuchungsvorgaben vorgesehen.

Fiir die Durchfiihrung der Prozesspriifung miissen an den Garbehéltern geeignete Offnungen
vorhanden sein, um die Proben einfliihren und entnehmen zu kénnen, ansonsten ist eine
Prozesspriifung nicht moglich.

Eine weitere Neuerung bei der Prozesspriifung von Vergarungs-/Biogasanlagen ist der Ver-
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zicht auf den Testorganismus Tabakmosaikvirus (TMV) (vgl. Nr. 2.2.3.3 mit Verweisen). Nach
Inkrafttreten der BioAbfV 1998 hatte sich gezeigt, dass der Einsatz des TMV bei der Prozess-
prifung von Vergarungs-/Biogasanlagen unter Praxisbedingungen teilweise problematisch
war. Dies hatte vielfaltige Ursachen an den Anlagen selbst und an deren Prozessflihrung
(insbesondere praxistibliche Verweilzeiten des zu vergarenden Materials im Fermenter), liegt
aber auch in der Natur des TMV als vergleichsweise thermoresistenter Indikatorkeim.

Die diskutierte Vorgabe einer Erhitzung des zu vergdrenden Materials im Fermenter auf

80 °C oder 90 °C, mit der der TMV sicher inaktiviert werden kdnnte, erwies sich nicht als
sachgerecht, da dies zu einem unverhaltnismaBigen Kostenanstieg und Einsatz von Fremd-
energie fiihren wiirde, so dass eine Vergarung von Bioabfallen aus wirtschaftlichen und auch
umweltpolitischen Griinden nicht mehr tragfahig wére. Dagegen bereitet die Handhabung
des TMV bei einer ordnungsgemaBen Kompostierung regelmaBig keine Probleme; hierbei
verbleiben die Einlageproben Ublicherweise wahrend des gesamten Kompostierungsprozes-
ses im Material, also deutlich langer gegeniiber der Mindestverweilzeit des Materials in der
Vergarungs-/Biogasanlage.

Die Arbeiten der KTBL-Arbeitsgruppe umfassten auch - insbesondere flir die Priifungen bei
der Vergarung von Bioabfallen - eine Erkundung nach besser handhabbaren und aussage-
kraftigeren Alternativen anstelle der flir die Seuchen- und Phytohygiene im bisherigen An-
hang 2 vorgeschriebenen Testkeime. Die Versuche flihrten jedoch insgesamt nicht zu sol-
chen Ergebnissen, dass alternative Indikatorkeime nach derzeitigem Forschungsstand in Be-
tracht kommen konnen.

Da schlieBlich auch das Meinungsbild der Expertinnen und Experten (Phytohygiene) liber die
Verwendung und Aussagekraft der Ergebnisse des TMV bei der Vergarung uneinheitlich war,
wird - nach Empfehlung der KTBL-Arbeitsgruppe - dieser Testorganismus flir der Prozesspri-
fung von Vergdrungs-/Biogasanlagen im neugefassten Anhang 2 nicht mehr vorgegeben.
Zwar liegen dadurch weniger Informationen Uber die Wirksamkeit des Hygienisierungsver-
fahrens der thermophilen Vergarungs-/Biogasanlage vor, gleichwohl kann hieraus nicht her-
geleitet werden, dass die Bioabfalle nicht ausreichend hygienisiert werden. Aus Vorsorge-
grinden werden jedoch Anwendungsbeschrankungen der Garreste auf Tabakanbauflachen,
bei Tomaten im Freiland sowie bei Gemuse- und Zierpflanzenarten im geschitzten Anbau
(Unterglasanbau) bestimmt (vgl. § 6 Abs. 2a neu). Diese Anwendungsbeschrankungen gel-
ten gleichfalls fiir durch Pasteurisierung hygienisierte Bioabfalle, da auch hierbei mangels

Prozesspriifung die Informationen Uiber eine sichere Inaktivierung des TMV fehlen.

Die in Nr. 3.2 beschriebene Prozessiiberwachung (bisher ,indirekte Prozesspriifung") ist die

kontinuierliche Priifung und Aufzeichnung der Temperatur wahrend des Behandlungsverfah-

rens zur Hygienisierung. Hiermit wird nachgewiesen, ob die fiir die Hygienisierung erforderli-
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che Temperatur Uber die notwendige Dauer wahrend der Behandlung eingehalten wird.

Um eine hinreichende Uberwachung der Behandlungstemperatur und -dauer sicherzustellen,
ist eine standige Temperaturmessung (ohne Mdglichkeit eines Eingriffs) in den fir die Hygie-
nisierung relevanten Prozessabschnitten bzw. Anlagenteilen festgelegt worden. Des Weiteren
ist die gemessene Behandlungstemperatur automatisiert aufzuzeichnen.

Flr geschlossene Kompostierungsanlagen kann die zustiandige Behorde die Temperaturmes-
sung im Abluftstrom der Miete anstelle einer Temperaturmessung direkt im Behandlungsma-
terial zulassen (weitere Ausflihrungen hierzu s.o. zu Nr. 3 - Neufassung § 3 Absatz 6).

Bei offenen Kompostierungsanlagen ist eine sténdige und eingriffsfreie Temperaturmessung
und automatisierte Temperaturaufzeichnung nicht immer maoglich, so dass stattdessen mit
Zulassung der zustandige Behorde die Behandlungstemperatur auch in bestimmten Zeitinter-
vallen gemessen und dokumentiert werden kann.

Bei Vergdrungs-/Biogasanlagen sind nach Nr. 2.2.3.4 zum Temperaturverlauf auch die Be-
schickungs- und Entnahmeintervalle aufzuzeichnen, womit die gepriifte und festgelegte Min-
destverweilzeit des Vergdarungsmaterials im Fermenter zur ordnungsgemaBen Prozessflih-
rung dokumentiert wird; dabei sind auch Entnahmen (iber den freien Uberlauf aufzuzeich-
nen.

Soweit sich bei der Prozessliberwachung zeigt, dass die Vorgaben zur Prozessfiihrung (vor-
gegebenen Temperatur und Einwirkungsdauer) nicht eingehalten wurden, sind entsprechen-
de MaBnahmen durch den Bioabfallbehandler zu ergreifen und ggf. durch die zustandige
Behdrde anzuordnen. Dabei ist - im Hinblick auf Anordnungen zur Modifikationen an der An-
lage bzw. wie mit den unzureichend behandelten Bioabfdllen zu verfahren ist - zu bertick-
sichtigen, dass eine im Einzelfall geringfligige Unterschreitung der geforderten Temperatur
und Einwirkzeit zum einen im praktischen Betrieb nicht ausnahmslos vermeidbar sind und
zum anderen nicht von vornherein ein erhebliches hygienisches Risiko darstellen, das die
landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gartnerische Verwertung der im Einzelfall nicht

ganz vollstandig behandelten Bioabfalle ausschlieBt.

Die nach Nr. 3.3 durchzuflihrenden Priifungen der hygienisierten Bioabfdlle (bisher ,Endpri-

fungen der behandelten Bioabfalle™ bzw. ,Produktpriifung™) umfassen wie im bisherigen An-
hang 2 die regelmaBigen Untersuchungen der Bioabfalle nach der Hygienisierung. Dabei
werden die hygienisierten Bioabfalle in bestimmten Mengenintervallen in der Seuchenhygie-
ne auf Salmonellen sowie in der Phytohygiene auf keimfahige Samen und austriebsfahige
Pflanzenteile untersucht.

Die Prifungen der hygienisierten Bioabfalle sind wie nach bisherigem Anhang 2 nach der
Hygienisierungsbehandlung am abgabefertigen Material durchzufiihren (weitere Ausflihrun-

gen s.0. zu Nr. 3 Einfiigung § 3 Abs. 10 neu). Abgabefertig ist das Material (Bioabfalle sowie
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ggf. mitbehandelte andere geeignete biologisch abbaubare Materialien) grundsatzlich dann,
wenn es den Hygienisierungsprozess erfolgreich durchlaufen hat, einer biologisch stabilisie-
renden Behandlung unterzogen wurde und damit fir die Aufbringung auf den Boden bzw.
Gemischherstellung geeignet ist.

Fir die Prifungen der hygienisierten Bioabfalle wird die Probenahme- und Untersuchungsin-
tervalle gedandert. Bislang richtete sich die Untersuchungshaufigkeit und Probenanzahl nach
der Durchsatzleistung der Behandlungsanlage und war anhand der Vorgaben zu berechnen.
In der Vergangenheit wurde vielfach die Empfehlung geduBert, die Probenanzahl an die der
Schwermetalluntersuchungen nach § 4 Abs. 5 auszurichten. Nach den seit Inkrafttreten der
BioAbfV gesammelten Erfahrungen kann eine gewisse Bestandigkeit beim seuchen- und phy-
tohygienischen Status nach der hygienisierenden Behandlung festgestellt werden, so dass
die Anzahl der zu untersuchenden Proben auf die fiir die Schwermetalluntersuchungen redu-
ziert werden kann. Dabei ist erforderlich, die Untersuchungshaufigkeit ebenfalls auf die An-
zahl der Schwermetalluntersuchungen anzuheben, da bei Beibehaltung der bislang vorgege-
benen mindestens halb- bzw. vierteljahrlichen Untersuchung wichtige Informationen in zu-
dem erheblichem Umfang zum Hygienestatus der hygienisierten Bioabfalle nicht vorhanden

waren.

In Nr. 4 des neugefassten Anhangs 2 werden die Methoden zur Prifung der seuchen- und
phytohygienischen Unbedenklichkeit beschrieben; dieser Abschnitt richtet sich somit haupt-
sachlich an die Untersuchungsstellen und Labore, die die Probenahmen und Priifungen
durchfuhren.

Zunachst wird in Nr. 4.1 die bereits oben erwahnte Traceruntersuchung beschrieben, mit der
die Mindestverweilzeit der zu vergarenden Bioabfalle im Fermenter der Biogasanlage - sofern
nicht anlagentechnisch vorgegeben - als Grundlage fiir die Prozessprifung ermittelt wird.
Hiernach sind zwei alternative Untersuchungsmethoden mdglich: Verwendung des biologi-
schen Tracers mit Sporen des Testbakteriums Bacillus globigii (Nr. 4.1.1) oder des chemi-
schen Tracers Lithium (Nr. 4.1.2). Bei beiden Methoden wird der Tracer bei der Beschickung
des Garbehalters mit Bioabfadllen zugegeben. Am Austrag des Fermenters erfolgt die Probe-
nahme nach vorgegebenen Zeitintervallen solange, bis der Tracer erstmalig nachweisbar ist.
Der Zeitraum zwischen der Zugabe des Tracers und der letzten Probe ohne Befund vor erst-
maligem Nachweis des Tracers im Austrag des Fermenters stellt die Mindestverweilzeit der

Bioabfalle im Garbehdlter dar.

Fir die unter Nr. 4.3.1.3.1 beschriebene Herstellung der Einlageprobe im Rahmen der Pro-
zesspriifung in der Phytohygiene mit dem Testorganismus Tomatensamen wird die Verwen-

dung von Tomatensamen der Sorte Saint-Pierre (Synonym: San Pedro) vorgeschrieben. Hier-
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zu wird darauf hingewiesen, dass die Tomatensorte Saint-Pierre weiterhin in Deutschland
verkehrsfahig ist. Sie wird in Spanien, Italien und Frankreich erzeugt und kann auch unter

dem Namen ,San Pedro" angeboten werden.

Des Weiteren haben sich fiir die Prozesspriifung in der Phytohygiene Anderungen bei der
Verwendung des Indikatororganismus TMV nach den praktischen Erfahrungen und For-
schungsergebnissen als notwendig erwiesen (Nr. 4.3.1.4).

Wie bereits oben erwahnt, ist der TMV als Testorganismus bei der Prozessprifung von Ver-
garungs-/Biogasanlagen nicht mehr vorgegeben.

Des Weiteren wurde der im bisherigen Anhang 2 einzuhaltende absolute Grenz-/Richtwert
bei TMV fiir das Bestehen der direkten Prozesspriifung revidiert. Aufgrund von Forschungs-
ergebnissen und eines im Rahmen der Forschungsvorhaben durchgefiihrten kleinen Ringver-
suchs hat sich die Festlegung eines Grenzwerts relativ zur Positivkontrolle als aussagekrafti-
ger erwiesen.

SchlieBlich wurden die Untersuchungs- und Nachweismethoden des TMV und die Beschrei-
bung der Untersuchung zwecks besserer Standardisierung lberarbeitet.

Ansonsten werden die Vorgaben flir die Priifungen in der Seuchenhygiene und der Phytohy-
giene im Wesentlichen aus dem bisherigen Anhang 2 iibernommen. Uberarbeitungen und
redaktionelle Anpassungen werden vorgenommen, soweit diese zur Klarstellung und Ver-

deutlichung erforderlich sind.

Zu Nr. 19 - Anderung Anhang 3 BioAbfV

Bei einer Ende 2006 durchgefiihrten Uberpriifung des Anhangs 3 auf Aktualitit wurde fest-
gestellt, dass die genannten Normen, Methodenbliicher und Merkblatter zwischenzeitlich
groBtenteils aktualisiert oder ersetzt und teilweise sogar aufgehoben worden waren. Daher
werden die Verweise aktualisiert, wobei die aus dem Bereich der Klarschlammuntersuchung
stammenden Normen durch neue Normen flir Bodenverbesserungsmittel und Kultursubstrate

ersetzt werden.

Zu Nr. 20 - Anfiigung Anhang 4 neu BioAbfV

Im Rahmen der vorangegangenen fachlichen Diskussion mit Landern, Fachbehérden und
Fachverbdanden wurde angeregt, den Lieferschein gemaB § 11 Abs. 2 als zusatzlichen An-

hang in die BioAbfV aufzunehmen, um eine bundeseinheitliches und rechtlich verbindliches
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Formblatt zu erhalten. Dies dient der Erleichterung sowohl der Verpflichteten als auch des

Vollzugs.

Der Lieferschein nach dem neu angefiigten Anhang 4 basiert auf dem Musterlieferschein der
von Bund und Landern erarbeiteten ,Hinweise zum Vollzug der BioAbfV* vom August 2000,
dessen Verwendung seinerzeit fiir einen bundeseinheitlichen Vollzug empfohlen wurde, und

ist an die gednderten Regelungen dieser Novellierung angepasst worden.

Zu Artikel 2 - Anderung Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung

In Artikel 2 werden im Wesentlichen die Verweise auf die im Rahmen der Tierische Neben-
produkte-Beseitigungsverordnung (TierNebV) anzuwendenden seuchenhygienischen Anfor-

derungen redaktionell an den neugefassten Anhang 2 BioAbfV angepasst.

Mit Nr. 1 und Nr. 6 werden § 5 Abs. 5 und § 28 Abs. 1 Nr. 5a TierNebV aufgehoben. Diese

Regelungen wurden mit § 48 der neugefassten Viehverkehrsverordnung vom 06.07.2007

(BGBI. I S. 1274) eingefligt. Danach miissen Abfalle tierischer Herkunft, die in einem Betrieb
verwertet werden sollen, in dem Nutztiere gehalten werden, vor dem Verbringen in den Be-
trieb einem Verfahren unterzogen worden sein, durch das Tierseuchenerreger abgetétet
werden (§ 5 Abs. 5). § 28 Abs. 1 Nr. 5a enthdlt die BuBgeldvorschrift hierzu.

Diese Regelung fiir Abfalle tierischer Herkunft ist jedoch in der TierNebV rechtssystematisch
fehl platziert, da diese Verordnung ausweislich ihrer Rechtsgrundlage im Tierische Neben-
produkte-Beseitigungsgesetz nicht Abfalle, sondern tierische Nebenprodukte gemaB Verord-
nung (EG) Nr. 1774/2002 beregelt. Mithin ist eine solche Regelung fiir Bioabfalle tierischen
Ursprungs rechtssystematisch entsprechend in die BioAbfV aufzunehmen (vgl. Artikel 1 Nr. 3
und Nr. 4 dieser Anderungsverordnung [§ 3 Abs. 2a und § 3a Abs. 2 BioAbfV]; s.0. zu Artikel
1 zu Nr. 3 und Nr. 4).

Zu Artikel 3 - Bekanntmachungserlaubnis Neufassung Bioabfallverordnung

Neben den Anderungen durch diese Verordnung sind seit 1998 aufgrund anderweitiger
Rechtsdanderungen etliche Folgedanderungen in der BioAbfV vorgenommenen worden, so dass

eine Neubekanntmachung der nunmehr geltenden Fassung der BioAbfV geboten ist.
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Zu Artikel 4 - Inkrafttreten

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten der Anderungsverordnung.



	Entwurf
	I. Allgemeiner Teil
	1. Ausgangslage
	2. Eckpunkte der Novellierung
	3. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

	II. Besonderer Teil
	Zu Artikel 1 - Änderung der Bioabfallverordnung
	Zu Nr. 1 - Änderung § 1 BioAbfV
	Zu Nr. 2 - Änderung § 2 BioAbfV
	Zu Nr. 3 - Neufassung § 3 BioAbfV
	Zu Nr. 4 - Einfügung § 3a neu BioAbfV
	Zu Nr. 5 - Änderung § 4 BioAbfV
	Zu Nr. 6 - Änderung § 5 BioAbfV
	Zu Nr. 7 - Änderung § 6 BioAbfV
	Zu Nr. 8 - Änderung § 7 BioAbfV
	Zu Nr. 9 - Änderung § 9 BioAbfV
	Zu Nr. 10 - Einfügung § 9a neu BioAbfV
	Zu Nr. 11 - Neufassung § 10 BioAbfV
	Zu Nr. 12 - Neufassung § 11 Abs. 1 bis 3 BioAbfV
	Zu Nr. 13 - Änderung § 12 BioAbfV
	Zu Nr. 14 - Einfügung § 12a neu BioAbfV
	Zu Nr. 15 - Neufassung § 13 BioAbfV
	Zu Nr. 16 - Einfügung § 13a neu und 13b neu BioAbfV
	Zu Nr. 17 - Neufassung Anhang 1 BioAbfV
	Zu Nr. 18 - Neufassung Anhang 2 BioAbfV
	Zu Nr. 19 - Änderung Anhang 3 BioAbfV
	Zu Nr. 20 - Anfügung Anhang 4 neu BioAbfV

	Zu Artikel 2 - Änderung Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsverordnung
	Zu Artikel 3 - Bekanntmachungserlaubnis Neufassung Bioabfallverordnung
	Zu Artikel 4 - Inkrafttreten




